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Der Preuß. Staats⸗Anzeiger enthält 
gendes: 
An des Königs Majeſtät. . e 

Zu der durch Ew. Majeſtät Allerhöchſte Verordnung vom 27ſten v. 
M. bedingten Ausſchreibung neuer Wahlen für die zweite Kammer haben 
wir nicht ſchreiten können, ohne in ernſte Erwägung zu ziehen, ob die Be⸗ 
ae des Wahlgeſetzes für die zweite Kammer vom bten und des 
eglements vom Sten Dezember v. J. den Anforderungen des Landes 
überall entſprechen, ob die durch Erfahrung geläuterte, öffentliche Meinung 
nicht eine nähere Feſtſtellung oder Abänderung einzelner Ausführungs⸗Vor⸗ 
ſchriften erheiſcht. 
Wir ſind dabei zu der Ueberzeugung gelangt, daß zur Löſung der Auf⸗ 
gabe, den wahren Bedürfniſſen des Volkes eine Kundgebung durch die 


Sonnabend, den 2 


in ſeinem amtlichen Theile Fol⸗ 


zweite Kammer zu ſichern und den Grundſatz der Gleichberechtigung aller 


Staatsbürger zu verwirklichen, die Umgeſtaltung einiger jener Beſtimmun⸗ 
gen nothwendig iſt, und daß es namentlich drei Punkte ſind, auf welche 
dieſelbe ſich erſtrecken muß. 

Einmal nämlich hat thatſächlich die Vorſchrift der Verfaſſungs⸗Urkunde, 
welche die Stimmberechtigung an die Selbſtſtändigkeit knüpft, nicht gehö⸗ 


rig zur Anwendung gebracht werden können, weil es an einer geſetzlich 


feſtſtehenden Definition des Begriffs der politiſchen Selbſtſtändigkeit fehlt. 
Um die Lücke auszufüllen, iſt eine ſolche Begriffs ⸗Beſtimmung erfor⸗ 


derlich. Allein wir haben Anſtand genommen, Ew. Majeſtät zu bitten, 


dieſem Mangel ſofort im Wege der Verordnung abzuhelfen, weil wir der 
Anſicht ſind, daß die Feſtſtellung des Begriffs der Selbſtſtändigkeit, ohne 
weſentliche Gefahr für die nächſte Zukunft, um ſo mehr der geordneten 
Geſetzgebuag überlaſſen werden kann, als dieſelbe ſicher bemüht ſein wird, 
ſich denjenigen Grundſätzen möglichſt eng anzuſchließen, welche in dieſer 
Wi für den deutſchen Bundesſtaat zur definitiven Geltung gelangen 
werden. 1 . 
Ferner ſind die Vorſchriften des Wahlgeſetzes vom 6. Dezember v. 
J:, welche auf die Form der Stimmgebung ſich beziehen, theils unvoll⸗ 
ſtändig, theils unzweckmäßig. Denn während die Verfaſſungs⸗ Urkunde 
darüber keine Feſtſetzungen enthält, ſchreibt für die Wahl der Abg. der Art. 
10 des Wahlgeſetzes zwar vor, daß dieſelbe durch ſelbſtgeſchriebene Skimm⸗ 
zettel geſchehen ſoll, allein nur nach Analogie dieſer Beſtimmung iſt bisher 
auch bei den Wahlen der Wahlmänner mik Zetteln geſtimmt worden. In 
beiden Fällen darf nach unſerem pflichtmäßigen Dafürhalten die geheime 
Abſtimmung nicht ferner zur Anwendung kommen. Sie ſteht im Wider⸗ 
Nets mit der in allen übrigen Zweigen des Staatslebens laut und mit 
echt geforderten Oeffentlichkeit, ſie verhüllt den ſo bedeutungsvollen 
Wahlakt mit einem Schleier, unter welchem alle die Beſtrebungen, welche 
das Licht zu ſcheuen haben, ſich verbergen können, wogegen die öffentliche 
Stimmgebung den Erfolg hat, daß man die abgegebene Wahlſtimme als 
das Reſultat ſelbſtſtändiger Ueberzeugung betrachten kann. Daher wird 
die öffentliche Abſtimmung von allen denen gewünſcht und angeſtrebt, welche 
die conſtitutionelle Monarchie dauernd begründen und davon das verderb⸗ 
liche Spiel politiſcher Leidenſchaften und Intriguen fern halten wollen. 
Auch in dieſem Punkte darf dem Volke die Oeffentlichkeit nicht län⸗ 
ger vorenthalten bleiben; wir haben das Prinzip derſelben in der Verord- 
nung ausgeſprochen und werden die Feſtſetzungen über die Modalitäten der 
Ausführung in das Reglement aufnehmen. Dabei eine Form zu finden, 
nu denjenigen Urwählern, die, als Landwehrmänner dem Rufe zu den 
= a folgend, ihren Wohnſitz zeitweiſe verlafjen mußten, die Möglichkeit 
155 eilnahme an den Wahlen ihres Heimats Bezirks gewährt, if eine 
925 Besch Forderung der Billigkeit und des Rechts, welcher bereits in 
je Nach der deutſchen National⸗Verſammlung entſprochen iſt; und 
$ ee und Billigkeits⸗Rückſichten erheiſchen, daß der Begriff des 
welche e ve der Militair - Perfonen in einer Weiſe beſtimmt werde, 
eſonderen Verhältniſſen des flehenden Heeres entſpricht. 


Drittens endli hat es fi i i 
ch als innere Unwahrheit und deshalb als 
2 der Gefahren erwieſen, daß bisher die Stimmen ale Ur- 
cen Verhaltniſſe fn arg zuſammengezählt worden ſind und in ganz glei⸗ 
ſcheinbare Gleicht zum Reſultate der Wahlen beigetragen haben. Dieſe 
= hat eine Ungleichheit und Ungerechtigkeit; 
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Wahlbezirks 7 | dafür, daß die verſchiedenen Intereffen des 
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verhindert nicht, daß bei Ausübung des Wahlrechts diejenigen zuſammen⸗ 
treten, welche gleiche Lebensweiſe und gleiche Bedürfniſſe za gleicher An⸗ 
ſchauung und gleichen Wünſchen verbinden. Sie ſichert jedem ſelbſtſtändi⸗ 
gen Preußen eine Theilnahme an den politiſchen Rechten, ohne den Grund⸗ 
ſatz umzuſtoßen, daß dieſelbe nur nach den gegenüberſtehenden Pflichten 
bemeſſen werden könne; ſie ſteht mit der lauten Forderung der verhältniß⸗ 
mäßigen Vertretung der einzelnen Elemente des Staatslebens nicht im 
Widerſpruch, und will den Fleiß, den Beſitz und die Intelligenz nicht dem 
Uebergewichte der Kopfzahl zum Opfer bringen. A 
Daß aber die wahre Stimme des Volkes ſchon in der nächſten zwei⸗ 
ten Kammer ihren Ausdruck finde, iſt um ſo nothwendiger, je bedeutungs⸗ 
voller die geſetzgeberiſche Aufgabe derſelben fein wird, je ernſter die Zu⸗ 
ſtände der Gegenwart ſind. Eine Aenderung des Wahlgeſetzes in dieſer 
Beziehung kann ohne Gefahr für das Gemeinwohl nicht länger ausgeſetzt 


werden, und deshalb glauben Ew. Majeſtät wir die im Entwurfe der 


Verordnung enthaltenen Beſtimmungen ehrfurchtsvoll empfehlen zu müſſen. 
Unſer Vorſchlag verwirklicht nicht die in der Anerkennung zum F. 67 der 
Verfaſſungs⸗Urkunde der Reviſion vorbehaltene Klaſſen⸗Vertretung. Das 
gleiche Intereſſe der einzelnen Bevölkerungsſchichten tritt äußerlich nicht fo 
erkennbar hervor, als es innerlich tief begründet iſt, und die Bemeſſung 
des Verhältniſſes der Berechtigungen zu einander iſt eine ſo ſchwierige, 
daß wir es nicht unternehmen mochten, Ew. Majeſtät zu rathen, darüber 
im Wege der Verordnung Feſtſetzung zu treffen. Wir haben uns demnach 
an das einfachſte äußerliche Kennzeichen jener Verhältniſſe, die Betheili⸗ 
gung bei der Steuerzahlung, gehalten. Indem nur drei Abtheilungen der 
Wähler gebildet find, haben wir der Aſſociation der Intereſſen einen wei⸗ 
ten Spielraum gelaſſen und auf die eigenthümlichen Verhältniſſe jedes 
Orts und jeder Gegend dadurch gebührende Rückſicht genommen, daß die 
Abtheilungen in jeder Gemeinde, oder jedem aus mehreren Gemeinden zu⸗ 
ſammengeſetzten Wahlbezirke, je nach dem Steuerquantum, welches ſie auf⸗ 
bringen, und nicht nach demſelben beſtimmten Steuerſatze für den ganzen 
Staat gebildet werden ſollen. g 5 

Es bleibt der ferneren politiſchen Entwickelung überlaſſen, der leben⸗ 
digen Einigung einerſeits und der daraus entſpringenden Sonderung an⸗ 
dererſeits einen entſprechenden geſetzlichen Ausdruck zu geben. Gegenüber 
dem dringenden Bedürfniß aber durfte Ew. Königliche Majeſtät Regierung 
nicht Anſtand nehmen, den Weg anzubahnen, auf welchem allein die Gleich- 
berechtigung eine Wahrheit werden kann. 

Geſtüßt auf das Urtheil und die Wünſche der Beſonnenen und Wohl- 
geſinnten im Lande, durchdrungen von der feſten Ueberzeugung, daß der 
Staat durch Ausführung der Wahlen in der bisherigen Art nicht nochmals 
gefährlichen Schwankungen ausgeſetzt werden darf, ſehen wir den lebhaften 
Angriffen, welche den von uns beantragten Veränderungen des Wahlaus⸗ 
führungsgeſetzes nicht fehlen werden, mit Ruhe entgegen. Wir überneh⸗ 
men mit voller Zuverſicht die Verantwortlichkeit, Ew. Majeſtät unterthä⸗ 
nigſt zu bitten, auf Grund des Art. 105 der Verfaſſungs⸗ Urkunde anlie⸗ 
gende Verorduung über das Wahlverfahren zu erlaffen, weil wir die ſichere 
Hoffnung hegen, daß es auf dieſem Wege gelingen wird, einen ſehnlichen 
Wunſch aller Vaterlandsfreunde ſeiner Erfüllung entgegenzuführen, den 
Wunſch, endlich zu geordneten Zuſtänden, vor Allem zu einer Volksvertre⸗ 
tung zu gelangen, die den wahrhaft conſtitutionellen Anforderungen der 
Bevölkerung entſpricht, indem ſie auch innerhalb des Kreiſes der zweiten 
Kammer den einzelnen Volksſchichten denjenigen Einfluß geſtattet, welcher 
5 125 wirklichen Bedeutung im Staatsleben im richtigen Verhält⸗ 
niß ſteht. 

Was nun den Zeitpunkt der neuen Wahlen und der Zuſammenberu⸗ 
fung der Kammern betrifft, ſo iſt es unſer lebhafter Wunſch geweſen, die 
in dieſer Beziehung in der Verfaſſungs⸗ Urkunde vorgeſchriebenen Friſten 
innezuhalten, und wir durften hoffen, daß uns dies, obwohl das von uns 
vorgeſchlagene Wahlverfahren umfaſſende Vorarbeiten ſeitens der Behör⸗ 
den erheiſcht, dennoch durch deren pflichtmäßige und angeſtrengte Mitwir⸗ 
kung gelingen würde. 125 f 14 

Als wir jedoch im Begriff ſtanden, Ew. Königlichen Majeſtät die 
Verordnung wegen Abänderung des Wahlverfahrens zur Genehmigung zu 
unterbreiten, erhob in einzelnen Theilen des Landes der Aufruhr ſein Haupt 
und lähmte nicht nur die zur Ausführung des Wahlgeſetzes unerläßliche 
Thätigkeit der geſetzlichen Behörden, ſondern machte es überhaupt unmög⸗ 
lich, mit einer Verordnung hervorzutreten, welche inneren Frieden und ge⸗ 
ſetzliche Ordnung vorausſetzen muß. — Jetzt, nachdem die Empörung über⸗ 
all im Inlande niedergeworfen und das Anſehen der Geſetze wieder herge⸗ 
ſtellt iſt, find wir zwar entſchloſſen, die Wahlen möglichſt zu beeilen, allein 
wir erachten uns auch für verpflichtet, offen auszuſprechen, daß es that⸗ 
ſächlich unmöglich iſt, dieſelben innerhalb der verfaſſungsmäßigen Friſten 
vornehmen zu laſſen. Bei Ew. Königlichen Majeſtaͤt tragen wir daher 


allerunterthänigſt dahin an, durch Vollziehung der fernerweit anliegenden 
Verordnung beſtimmen zu wollen, daß der Zuſammentritt der Wähler um 
ſechs Wochen über den verfaſſungsmäßigen Termin und dem entſprechend 
der Zuſammentritt der zweiten Kammer gleichmäßig hinausgeſchoben 
werde, was nach Artikel 76 der Berfaffungs - Urkunde die Folge haben 
wird, daß die Vertagung der erſten Kammer ſo lange fortdauert, bis die 
weite Kammer ihre Arbeiten wieder beginnt. Wir nehmen die mit dieſem 
Aatrage verbundene Verantwortlichkeit um ſo williger und zuverſichtlicher 
auf uns, als wir uns der Hoffnung hingeben, daß bis zum Zuſammentritt 
der Kammern die Leidenſchaften, welche in vielen Gegenden des Vater⸗ 
landes der deutſchen Verfaſſungsfrage ſich bemächtigt haben, einer pflicht⸗ 
getreuen und beſonnenen Erwägung gewichen fein werden —, und als die 
durch die Umſtände gebotene Hinausrückung des Wahltermins zugleich den 
Vortheil gewährt, daß inmittelſt das deutſche Verfaſſungswerk, wie es dem 
Volke geboten wird, zur öffentlichen Kenntniß gelangt, und die Wähler 
demnach ſich aufgefordert und in den Stand geſetzt ſehen werden, Männer 
in die preußiſche zweite Kammer zu entſenden, von welchen zu erwarten 
iſt, daß ſie die hohe Bedeutung des Moments richtig erkennen und mit 
patriotiſcher Hingebung eine Angelegenheit auffaſſen werden, in welcher 
die wichtigſten Intereſſen Preußens und Deutſchlands untrennbar ver⸗ 
bunden ſind. 
Berlin, den 29. Mai 1849. 3 , 
Das Staats- Miniſterium. 
Graf von Brandenburg. von Ladenberg. 
von Manteuffel. von Strotha. von der Heydt. 
; von Rabe. Simons. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ꝛc. ꝛc., 
verordnen in Ausführung der Artikel 67 bis 74 und auf Grund des Artikels 105 
der Verfaſſungs⸗Urkunde, auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, daß ſtatt 


des Wahlgeſetzes für die Abgeordneten der zweiten Kammer vom 6. Dezbr. 1848 


die nachfolgenden näheren Beſtimmungen zur Anwendung zu bringen find: 

§. 1. Die Abgeordneten der zweiten Kammer werden von Wahlmännern in 
Wahlbezirken, die Wahlmänner von den Urwählern in Urwahlbezirken gewählt. 

9. 2. Die Zahl der in jedem Regierungsbezirke zu wählenden Abgeordneten 
weiſt das anliegende Verzeichniß nach. 

§. 3. Die Bildung der Wahlbezirke iſt nach Maßgabe der durch die letzten 
allgemeinen Zählungen ermittelten Bevölkerung von den Regierungen dergeſtalt 
zu bewirken, daß von jedem Wahlkörper mindeſtens zwei Abgeordnete zu wählen 
find. Kreiſe, die zu verſchiedenen Regierungsbezirken gehören, können ausnahms⸗ 
weiſe durch den Oberpräſidenten zu einem Wahlbezirke vereinigt werden, wenn es 
nach der Lage und den ſonſtigen Verhältniſſen der erſteren nöthig erſcheint. 
F. 4. Auf jede Vollzahl von 250 Seelen iſt ein Wahlmann zu wählen. 
$. 5. Gemeinden von weniger als 750 Seelen, ſo wie nicht zu einer Ge⸗ 


meinde gehörende bewohnte Beſißungen, werden von dem Landrathe mit einer N 


oder mehreren benachbarten Gemeinden zu einem Urwahlbezirke vereinigt. 

F. 6. Gemeinden von 1750 oder mehr als 1750 Seelen werden von der 
Gemeinde⸗Verwaltungsbehörde in mehrere Urwahlbezirke getheilt. Dieſe ſind ſo 
einzurichten, daß höchſtens 6 Wahlmänner darin zu wählen ſind. 

§. 7, Die Urwahlbezirke muͤſſen, ſo weit es thunlich iſt, fo gebildet werden, 
97 an der in einem jeden derſelben zu wählenden Wahlmaͤnner durch drei 
eilbar iſt. | 
H. 8. Jeder ſelbſtſtändige Preuße, welcher das Laſte Lebensjahr vollendet und 
nicht den Vollbeſitz der bürgerlichen Rechte in Folge rechtskräftigen richterlichen 
Erkenntniſſes verloren hat, iſt in der Gemeinde, worin er ſeit 6 Monaten ſeinen 
Wohnſitz oder Aufenthalt hat, ſtimmberechtigter Urwähler, ſofern er nicht aus öf⸗ 
fentlichen Mitteln Armen⸗Unterſtützung erhält. 
§. 9. Die Militairperſonen des ſtehenden Heeres und die Stamm- Mann- 
ſchaften der Landwehr wählen an ihrem Standorte, ohne Rückſicht darauf, wie 
lange ſie ſich an demſelben vor der Wahl aufgehalten haben. Sie bilden, wenn 
ſie in der Zahl von 750 Mann oder darüber zuſammenſtehen, einen oder mehrere 
beſondere Wahlbezirke. Landwehrpflichtige, welche zur Zeit der Wahlen zum 
Dienfte einberufen find, wählen an dem Orte ihres Aufenthaltes für ihren Hei⸗ 
maths⸗Bezirk. 
§. 10. Die Urwähler werden nach Maßgabe der von ihnen zu entrichtenden 
direkten Staaksſteuern (Klaſſenſteuer, Grundsteuer, Gewerbeſteuer) in 3 Abthei⸗ 
lungen getheilt, und zwar in der Art, daß auf jede Abtheilung ein Drittheil der 
Geſammtſumme der Steuerbeträge alier Urwähler fällt. Dieſe Geſammtſumme 
wird berechnet: . 0 5 1 
a, gemeindeweiſe, falls die Gemeinde einen Urwahlbezirk für ſich bildet oder 
in mehrere Urwahlbezirke getheilt iſt (§. 6)3, 
b. bezirksweiſe, falls der Urwahlbezirk aus mehreren Gemeinden zuſam⸗ 
mengeſetzt iſt (§. 5). 

ud 1. Wo keine Klaſſenſteuer erhoben wird, tritt für dieſelbe zunächſt die 
etwa in Gemäßheit der Verordnung vom 4. April 1848, anftatt der indirekten ein⸗ 
geführte direkte Stagtsſteuer ein. Wo weder Klaſſenſteuer noch klaſſifizirte Steuer 
auf Grund der Verordnung vom 4. April 1848 erhoben wird, tritt an Stelle der 
Klaſſenſteuer die in der Gemeinde zur Hebung kommende direkte Kommunalſteuer. 
Wo auch eine ſolche ausnahmsweiſe nicht beſteht, muß von der Gemeinde- Ver⸗ 
waltung nach den Grundſätzen der Klaſſenſteuer-Veranlagung eine ungefähre Ein⸗ 
ſchätzung bewirkt und der Betrag ausgeworfen werden, welchen jeder Urwähler 
danach als Klaſſenſteuer zu zahlen haben würde. Wird die Gewerbeſteuer von 
einer Handels ⸗Geſellſchaft entrichtet, ſo iſt die Steuer behufs Beſtimmung, in 
welche Abtheilung die Geſellſchafter gehören, zu gleichen Theilen auf dieſelben zu 


repartiren. a 
. Die erſte Abtheilung beſteht aus 


F. 12. 
die höchſten } N 
(8:10) fallen. Die zweite Abtheilung beſteht aus denjenigen Urwählern, auf 
welche die nächſt niedrigeren Steuerbeträge bis zur Grenze des zweiten Drittheils 
ſallen. Die dritte Abtheilung beſteht aus den am niedrigſten beſteuerten Urwäh⸗ 
lern, auf welche das dritte Drittheil fällt. In dieſe Abtheilung gehören auch 
diejenigen Urwähler, welche keine Steuer zahlen. ] 


denjenigen Urwählern, auf welche 


Kommunal- Steuer noch nicht 
Urwähler in diejenige Abthei⸗ 
wenn die Befreiungen bereits 


On $ 1 
gäbe auf die Klaſſenſteuer und direkte 
durchgeführt iſt, find die zur Zeit noch befreiten 
lung aufzunehmen, welcher fie angehören würden, 
aufgehoben wären. 0 8 

H. 44. Jede Abtheilung wählt ein Drittheil der zu wählenden Wahlmän⸗ 


ner. Iſt die Zahl der in einem Urwahlbezirke zu wählenden Wahlmänner nicht 


durch 3 theilbar, ſo iſt, wenn nur 1 Wahlmann übrig bleibt, dieſer von der 
zweiten Abtheilung zu wählen. Bleiben 2 
erſte e e und die zweite Abtheilung den anderen. ad 
815. In jeder Gemeinde iſt ſofort ein Verzeichniß der ſtimmberechtigten 
Urwäßler (urwählerliſte) ab le in welchem 8 V 
der 6 AH 11 eben wähler ( 
dem aus mehreren Gemeinden zuſammengeſetzten Urwahlbezirk zu entrichten hat. 


Dies Verzeichniß iſt öffentlich auszulegen, und daß dieſes geſchehen, iſt ortsüb⸗ 
Wer die Aufſtellung für unrichtig und unvoll⸗ 
dreier Tage nach der Bekanntmachung bei der 


licher Weiſe bekannt zu machen. 
ſtändig hält, kann dies innerhalb 
Ortsbehörde oder dem von derſelben dazu ernannten Kommiſſar oder der dazu 


Steuerbeträge bis zum Belaufe eines Drittheils der Geſammtſteuer 


. 43. So lange der Grundſatz wegen Aufhebung der Abgaben-Befreiun⸗ a 


Wahlmänner übrig, ſo wählt die 


n bei jedem einzelnen Namen 
ird, den der Urwähler in der Gemeirde oder in 


N bezirks einen Protokollführer, fo wie 3 bis 6 Beiſißer, welche mit ihm den 


zu Protokoll geben. 


niedergeſetzten Kommiſſion ſchriftlich anzeigen oder Die Ent. 
Gemeindeverwaltungs⸗Bef f 


ſcheidung darüber ſteht in den Städten der hörde, a. 
dem Lande dem Landrathe zu. In Gemeinden, die in mehrere Urwahlbezu 
getheilt ſind, erfolgt die Aufſtellung der Urwählerliſten nach den einzelnen Bezirken 
§. 16. Die Abtheilungen (§. 12) werden ſeitens derſelben Behörden feſtge⸗ 
ſtellt, welche die Urwahlbezirke abgrenzen ($$. 5, 6). Eben dieſe Behörden Ih 
ben für jeden Urwahlbezirk das Lokal, in welchem die auf den Bezirk bezügliche 
Abtheilungsliſte öffentlich auszulegen und die Wahl der Wahlmänner abzuhalten 
iſt, zu beſtimmen und den Wahlvorſteher, der die Wahl zu leite hat, ſowie einen 
Stellvertreter deſſelben für Verhinderungsfälle zu ernennen. In Bezug auf die 
Berichtigung der Abtheilungsliſten kommen die Vorſchriften des 9. 155 gleich⸗ 
mäßig zur Anwendung. 
F. 17. Der Tag der Wahl iſt von dem Miniſter des Innern feſtzuſetzen. 
§. 18. Die Wahlmänner werden in jeder Abtheilung aus der Zahl der 
ſtimmberechtigten Urwähler des Urwahlbezirks ohne Rückſicht auf die Abtheilung 
gewählt. Mit Ausnahme des Falles der Auflöſung der Kammer ſind die Wahl⸗ 
männer für die ganze Legislatur⸗Periode dergeſtalt gültig, daß bei einer erfor⸗ 
derlich werdenden Erſatzwahl eines Abgeordneten nur an Stelle der inzwischen 
durch Tod, Wegziehen aus dem Urwahlbezirk oder auf ſonſtige Weiſe ausgeſchie 
denen Wahlmänner neue zu wählen ſind. 
5 $. 19. Die Urwähler find zur Wahl durch ortsübliche Bekanntmachung zu. 
erufen. 5 = ? 
$. 20. Der Wahlvorſteher ernennt aus der Zahl der Urwähler des Wahl⸗ 
Wahl⸗ 
Vorſtand bilden, und verpflichtet fie mittels Handſchlags an Eidesſtatt. I 
$. 21. Die Wahlen erfolgen abtheilungsweiſe durch Stimmung zu Proto, 
koll, nach abſoluter Mehrheit und nach den Vorſchriften des Reglements ($, 32). 
$. 22. In der Wahl⸗Verſammlung dürfen weder Diskuffionen ſtattfinden, 
noch Beſchlüſſe gefaßt werden. Wahlſtimmen, unter Proteſt öder Vorbehalt ab⸗ 
gegeben, ſind ungultig. 
$. 23. Ergiebt ſich bei der erſten 
heit, ſo findet die engere Wahl ſtatt. i 
§. 24. Der gewählle Wahlmann muß ſich über die Annahme der Wahl er⸗ 
klären. Eine Annahme unter Proteſt oder Vorbehalt gilt als Ablehnung und 
zieht eine Erſatzwahl nach ſich. Ryan 
. 25. Das Protokoll wird von dem Wahlvorſtande ($. 20) unterzeichnet 
und ſofort dem Wahl = Kommiffar ($. 26) für die Wahl der Abgeordneten eine 
ereicht. La 
i §. 26. Die Regierung ernennt den Wahl-Kommiffar für jeden Wahlbezirk 
zur Wahl der Abgeordneten und beſtimmt den Wahlort.“ 2 ee 
§. 27. Der Wahl- Kommiffar beruft die Wahlmänner mittelſt ſchriftlicher 
Einladung zur Wahl der Abgeordneten. Er hat die Verhandlungen über die 
Urwahlen nach den Vorſchriften dieſer Verordnung zu prüfen, und wenn er ein 
zelne Wahlakte für ungültig erachten ſollte, der Verſammlung der Wahlmänner 
feine Bedenken zur endgültigen Entſcheidung vorzutragen. Nach Ausſchlie ung, 
derjenigen Wahlmänner, deren Wahl für ungültig erkärt iſt, ſchreitet die Betz 
ſammlung ſofort zu dem eigentlichen Wahlgeſchäfte. Außer der vorgedachlen 
Erörterung und Entſcheidung über die etwa gegen einzelne Wahlakte erhobenen 
Bedenken dürfen in der Verſammlung keine Diskuſſionen ſtattfinden, noch Ber 
ſchlüſſe gefaßt werden. ö 
§. 28. 
nern feſtzuſetzen. 


Abſtimmung keine abſolute Stimmenmehr⸗ 


§. 29. Zum Abgeordneten iſt jeder Preuße wählbar, der das dreißigſte Le⸗ 


bensjahr vollendet, den Vollbeſitz der bürgerlichen Rechte in Folge rechtskräftigen 


u 
N 
N 


Der Tag der Wahl der Abgeordneten ift von dem Minifter des In⸗ 


richterlichen Erkenntniſſes nicht verloren hat und bereits ein Jahr lang dem 


preußiſchen Staato⸗Verbande angehört. 


§. 30. Die Wahlen der Abgeordneten erfolgen durch Stimmgebung zu 


Protokoll. Der Protokollführer und die Beiſitzer werden von den Wahlmännern 


auf den Vorſchlag des Wahl-Kommiſſars gewählt und bilden mit dieſem den 


Wahl⸗Vorſtand. 


der erſten Abſtimmung keine abſolute Mehrheit, ſo wird zu einer engeren Wahl 
geſchritten. 

* a 9 
aug 8s auf ihn gefallenen Wahl gegen den Wahl⸗Kommiſſarius erklären, Eine 


Annahme⸗Erklärung unter Proteſt oder Vorbehalt gilt als Ablehnung, und hat 


ine neue Wahl zur Folge. ö 97 4 
5 §. 32. al Ausführung dieſer Verordnung erforderlichen näheren Der 
ſtimmungen hat Unſer Staats Miniſterium in einem zu erlaſſenden Reglelent 
zu treffen. Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und belge⸗ 
drucktem Königlichen Inſiegel. i { 

Gegeben Sansſouci, den 30ften Mai 1819. 
N 1 8 en 
gez.) Graf von Brandenburg. von Ladenberg. 

(an 6001 Strotha. von der Heydt. von Nabe. 

Verzeichni ß 


der in den einzelnen Regierungs- Bezirken zu wählenden Anzahl von und 


Abgeordneten zur zweiten Kammer. 


Die Wahlen erfolgen nach abſoluter Stimmenmehrheit. Wahl⸗ 
ſtimmen unter Proteſt oder Vorbehalt abgegeben, ‚find ungültig. Ergiebt ſich bei 


Der gewählte Abgeordnete muß ſich über die Annahme oder Ableh⸗ 


von Mauteufftl. 
Simons. s 


Anzahl der Abgeordneten zur 


Regierungs⸗Bezirk zweiten Kammer. 
Wee nienamniie Janke mermieitirsitul® 
Gönnen nen une ee a. rn ld, 
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Wit Friedrich Wilhelm, don Gottes Gnaden, König von 
verordnen auf den Antrag Unſeres Saen was folgt 
Die Urwähler für die zweite Kammer haben ſich am 17ten Juli d. 3. 
Wahl der Wahlmänner zu berſammeln. 


von Preußen ze, 


A ae | 
Die Kammern werden auf den an Auen d. J. zuſammenzerufen. 


Unſer Staatsminiſterium wird mit der Ausführung der gegenwärtigen Ver⸗ 
gen Unferer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. f 

den 30ſten Mai 1849. 3 = 
egeben Sansſouei, den ſt de,) Friedrich Wilpelm. 
Brandenburg. von Ladenberg. 
von Strotha. von der Heydt. 
Rabe. Simons. 


(gegengez.) Graf von 
hn Mantkapfel, 
von 


inifler des Innern hat an ſämmtliche Landraths⸗Aemter und | 
en 10 115 Königlichen Ober⸗Praͤſidien und Regierungen folgendes 


i laſſen: Be 5 
nn Königlichen Landraths⸗ Amte überſende ich in der Anlage die 


Entwürfe N 
9940 dor Berfaſſung des deutſchen Reichs, 
b) eines Geſetzes, betreffend die Wahlen 


ee die nächſte Beſtimmung und über die hohe Bedeutung dieſer 
Dokumente enthalte ich mich jeder Aeußerung. In beiderlei Beziehungen 
wird die im Staats⸗Anzeiger abgedruckte begleitende Note, mittelſt 
deren dieſelben den eben deutſchen Regierungen mitgetheilt ſind, 
ügende Auskunft geben. a 
a Kefananfe Ba daher darauf, das Königliche Landraths - Amt zu 
erſuchen, feines Orts dahin zu wirken, daß der gegenwärtige, Seitens Sr. 
Majeſtät Regierung gethane Schritt möglichſt zur allgemeinen Keuntniß 
gelangt und mit richtigem Verſtändniß aufgefaßt wird. 8 
Ueber etwa übrig bleibende Zweifel wird eine umfaſſende authentiſche 
Deklaration, welche 0 wenigen Tagen der Oeffentlichkeit übergeben werden 
wird, Aufſchluß gewähren. 5 
Nui Bezſehung auf $. 2 des Wahlgeſetzes ſehe ich mich veranlaßt, 
ſchon jetzt erläuternd Folgendes zu bemerfen. 
enn in dieſem Paragraphen die Selbſtſtändigkeit, welche als Be⸗ 
dingung der Theilnahme an den Wahlen zum Volkshauſe hingeſtellt iſt, 
von der Berechtigung, an den Gemeindewahlen des Wohnorts Theil zu 
nehmen, abhängig gemacht iſt, ſo hat dieſe Beſtimmung offenbar den Sinn, 
daß diejenigen, deren politiſche Geltung nicht To weit zur Anerkennung ge⸗ 
langt iſt, daß ihnen eine ſelbſtthätige Mitwirkung in Gemeinde⸗Angelegen⸗ 
heiten zuſteht, von den Wahlen zum Volkshauſe ausgeſchloſſen fein ſollen. 
In denjenigen Landestheilen, wo ſämmtliche bewohnte Orte beſtimmten 
Gemeinden angehören und die Vertretung der letzteren durch ein Wahlge⸗ 
ſetz geregelt iſt, wird ſich mit Leichtigkeit erkennen laſſen, ob die Bedin⸗ 
gungen des Geſetzes erfüllt find. 1 ER SIR 
Wo dieſe Vorausſetzung aber nicht zutrifft, wie dieſes in einem großen 
Theile von Preußen dann der Fall fein würde, wenn nicht vor der Reichs⸗ 
wahl die im Entwurfe vorliegende Gemeindeordnung ins Leben tritt, wird 
man den im §. 2 des Wahlgeſetzes zum Grunde liegenden Gedanken einſt⸗ 
weilen durch Uebergangs⸗Beſtimmungen verwi müſſen, damit einer⸗ 
ſeits die Erreichung des Zweckes geſichert und ſolche Perſonen von der 
Wahl ausgeſchloſſen werden, deren Nichtberechtigung der Theilnahme an 
der Gemeindewahl feſtſteht, andererſeits aber verhindert werde, daß Jemand 
nur aus dem Grunde des Wahlrechts verluſtig gehe, weil in dem Orte, 
wo er wohnt, überhaupt Gemeindewahlen nicht ſtattfinden. 
Das Königliche Landraths⸗Amt wolle etwanige Anfragen, welche über 
dieſen Punkt an daſſelbe gelangen möchten, in dieſem Sinne beantworten. 
Berlin, den 30. Mai 1849J. 7915 
Der Miniſter des Innern. 
von Manteuffel. 


der Abgeordneten zum Volks⸗ 


1 Cirkul are 
an ſämmtliche preußiſche Poſt⸗Aemter und Poſt⸗ 
erwaltungen. 
keel. der im Auslande belegenen.) N 
In denjenigen deutſchen Ländern und Landestheilen, welche in offener 
Empörung gegen ihre rechtmäßige Regierung begriffen ſind, — dem Groß⸗ 
herzogthum Baden und dem Regierungs⸗Bezirke der Pfalz des Königreichs⸗ 
Bayern — verbreiten die politiſchen Zeitungen und perjodiſchen Schriften 
fortdauernde Angriffe gegen die geſetzliche Ordnung in anderen deutſchen 
Ländern, Aufforderung zur Auflehnung gegen die Regierungen und grobe 
Schmähungen gegen die Perſon Sr. Majeſtät des Königs. Bei dem in 
dieſen Gebieten herrſchenden Terrorismus und der unterbrochenen Wirk⸗ 
ein der Goſetze iſt es nicht möglich, dieſem Unweſen wirkſam entgegen 
u treten. N 

Da die preußiſchen Poſten aber dazu nicht gemißbraucht werden dür⸗ 
fen, zur Verbreitung ſolcher verbrecheriſchen Schriften die Mittel zu bieten, 
ſo werden die Poſt⸗Anſtalten angewieſen, diejenigen Blatter der gedachten 
Art, welche aus den genannten in Empörung begriffenen Ländern, ſei es 
in Folge des Abonnements oder unter Kreuzband, eingehen, nicht weiter zu 
befördern, ſondern unter Mittheilung des ergangenen Verbotes, der be⸗ 
e „Kempen ee zurückzuſenden. 
le, untergeordneten Poſt ⸗Anſtalten, fo wie die Abonnenten ſolcher 

Zeitſchriften ſind von dieſem Verbole in Renu zu fetzen. 1 
Berlin, den 30. Mai 1819. f 184 
Der Miniſter für Handel, Geperbe und öffentliche Arbeiten. 

von der Heydt. 


Bei der am Aften d. 
Königl. Klaſſen⸗Lotterie fiel ne 


2 Gewinne zu 2000 T : . ; 
3000 Thlr. auf No. et auf No. 51,397 und 68,146; 36 Gewinne zu 


34,162. 35,506. 48,542. 50,592. 51,732. 53,439. 56,937. 57,088. 61,240. 65,800. 
67,870. 69,875. 72,346. 73,106. 74,163. 74,450. 75,819. 77,810. 79,873. 80,433. 
82,123 und 82,692. 


Deutſchland. 


Frankfurt, 30. Mai. (230. Sitzung der National- Verſammlung. 
Präſident Reh.) Die heutige Sitzung iſt der Wendepunkt einer verhäng⸗ 
nißvollen Periode geworden, weshalb wir, ohne uns an die Reihenfolge 
der Sitzung zu halten, mit dem Antrage beginnen, welchen Vogt im Na- 


men des 30er Ausſchuſſes vorbrachte, und welcher trotz des Widerſpruches 


von Uhland, Eiſenmann, Venedey und A. und der entgegengeſetzten 
Stimmen von Viſcher, Temme, Freudentheil und A. mit 71 gegen 64 
Stimmen angenommen wurde. 

Derſelbe lautet: 

Die National⸗Verſammlung beſchließt: 

1) Die nächſte Sitzung der National-Verſammlung findet im Laufe 
der nächſten Woche auf Einladung des Büreaus in Stuttgart ſtatt. 

2) Das Büreau hat ſofort durch einen Aufruf ſämmtliche abweſende 
Mitglieder, ſowie die Stellvertreter, auf den 4. Juni nach Stutt⸗ 
gart zu berufen. 

3) Die Centralgewalt wird in Gemäßheit und in Ausfübrung des Art. 
10 des Geſetzes vom 28. Juni 1848 aufgefordert, ſich ungeſäumt 
nach Stuttgart zu begeben. 

4) Die Bevollmächtigten derjenigen Staaten, welche die Verfaſſung 
anerkannt haben, werden in Ausführung des ale, vom 26ſten 
Mai eingeladen, ſich ebenfalls in Stuttgart einzu 19 3190 

(Conſt. Ztg. 

Frankfurt, 31. Mai, 4 Uhr Nachmittags. (Telegraph. Depeſche.) 
Geſtern Nachmittag gegen 4 Uhr griffen die Badener Inſurgenten, die mit 
Artillerie verſehen waren, die bei Heppenheim ſtehenden Reichstruppen an. 
Ein heftiger Kampf hat ſtattgefunden, in welchem die Freiſchaaren mit 
großem Verluſte über Laudenbach und Hembach bis nach Weinheim zurück⸗ 
getrieben wurden. Die Heſſen haben 12 Todte, worunter 2 Offiziere und 
eine nicht unbedeutende Zahl Verwundeter. Der General von Schäfer iſt 
hierauf wieder in feine frühere Stellung bei Heppenheim (auf großherzogl. 
heſſiſchem Gebiet) zurückgegangen. Noch in der Nacht ſind von hier aus 
und der Umgegend Truppen auf der Eiſenbahn abgegangen, um den Feind, 
der auch im Odenwalde vorrückt, über den Neckar zurückzuwerfen. 

d 5 „„ CConſt. Ztg.) 

— Die „Deutſche Zeitung“ vom 30. Mai theilt nachſtehende Doku⸗ 
mente mit. Es iſt die Depeſche der preußiſchen Regierung an ihren Be⸗ 
vollmächtigten bei der Centralgewalt, Herrn von Kampfz in Frankfurt, 
gegeben Berlin den 18. Mai. 

„Aus Ew. Hochwohlgeboren und des Oberſtlieutenant Fiſcher telegra⸗ 
phiſchen Meldungen vom löten dieſes Monats erſehe ich, daß Se. Kaiſerl. 
Hoheit der Erzherzog Reichsverweſer noch Anſtand nimmt, auf die von 
dem letzteren ihm überbrachten dieſſeitigen Vorſchläge einzugehen. Es iſt 
in dieſem Augenblicke nicht meine Abſicht, die Folgen, welche daraus für 
unſere ganze Stellung, Frankfurt gegenüber, hervorgehen, näher zu be⸗ 
ſprechen und ich muß mir vorbehalten, die weiteren Beſchlüſſe der König⸗ 
lichen Regierung Ew. Hochwohlgeboren demnächſt mitzutheilen. 

Dagegen muß ich ſchon jetzt einen Punkt hervorheben, in welchem die 
Königliche Regierung, ohne weitere Autoriſation von der Centralgewalt ab⸗ 
zuwarten, ſich zu ſelbſtſtändigen Handeln genöthigt ſieht. Das Verhältniß 
zu Dänemark kann nicht länger den Folgen der ſchwankenden und unſichern 
Stellung Preis gegeben werden, in welche die Centralgewalt ſich hat hin⸗ 
eindrängen laſſen, und die Königliche Regierung hat ſich deshalb entſchloſ⸗ 
ſen, die Kriegführung und die Unterhandlung ſelbſtſtändig in ihre Hand zu 
nehmen, wobei ſie im Einverſtändniß mit den Regierungen handeln wird, 
welche ſich ihr anzuſchließen bereit erklärt haben. Ich erſuche Sie, in Ge⸗ 
meinſchaft mit dem Oberſtlieutenant Fiſcher dies Sr. Kaiſerlichen Hoheit 
dem Reichsverweſer zu eröffnen und ihm die Gründe darzulegen, welche 
die Königliche Regierung beſtimmen mußten, auch ohne förmliche Ueber⸗ 
tragung von Seiten der Centralgewalt zunächſt in dieſem Einen Punkte die 
Leitung zu übernehmen. 

Daß die wichtigen materiellen Intereſſen Preußens und des ganzen 
nördlichen Deutſchlands bei einer ſchleunigen Beendigung dieſer Angelegen⸗ 
heit betheiligt find, iſt eben fo klar, als daß faktiſch nur Preußen allein 
jetzt im Stande iſt, dieſelbe zu bewirken. Daß die Reichsgewalt faktiſch 
in dieſem Augenblicke kein Gewicht mehr in die Schale weder des Krieges 
noch des Friedens legen und weder den Krieg noch die Verhandlungen mit 
Nachdruck führen kann, darüber wird ſich das Miniſterium wohl ſelbſt nicht 
mehr täuſchen. g 5 i 

Aber auch formell iſt die Centralgewalt in dieſem Augenblicke nicht 
mehr im Stande, die Angelegenheit weiter zu führen. Das Geſetz vom 
28. Jun 9. J., welches ihre rechtliche Stellung definirt, verordnet Ar- 
tikel 4: leber Krieg und Frieden und über Verträge mit auswärtigen 
Mächten beſchließt die Centralgewalt im Einverſtändniß mit der Reichs“ 
Verſammlung. 0 ee 

„Nachdem die Königl. Regierung ſich durch die letzten Schritte der 
Reichsverſammlung genöthigt geſehen, gegen jede Bedeutung ihrer weite⸗ 
ren Beſchlüſſe Proteſt einzulegen und die preußiſchen Deputirten abzube⸗ 
rufen, hat die Reichsverſammlung uns gegenüber keine rechtliche Exiſtenz 
mehr und ein Einverſtändniß der in Frankfurt etwa noch forttagenden 
Vertreter der übrigen deutſchen Länder mit der Centralgewalt würde für 
uns ohne alle Bedeutung fein. Von unſerm Standpunkte aus müffen wir 
alſo erklären, daß der E algevelt Für jene Fragen die Bedingung ihrer 
Aktion fehlt und wir alſo weiteren Anordnungen derſelben in Bezug auf 
Krieg und Frieden oder die Verhandlungen mit Dänemark keine Folge lei⸗ 
ſten, auch ünſere Truppen in den Herzogthümern nicht länger unter den 
Befehlen der Centralgewalt laſſen und der Gefahr ausſetzen können, An⸗ 
ordnungen gehorchen zu müſſen, welche aus dem Einverſtändniß mit einer 
auf keinem geſetzlichen Boden ſtehenden Verſammlung hervorgegangen wä⸗ 
ren. Dies iſt um fo mehr der Fall, da das Minifterium der proviſori⸗ 


ns anerkannten Verſümmlung 
verantwortlich zu fein Durch fein Weller in er ahnt n Gu = 


tigkeit mehr beilegen können. = aid ser Merian eee 
Es iſt dabei aber unabweislich, daß die ganze Angelegenheit von 


Einer Hand geleitet werde, und die Königliche Regierung hat ſich daher 
entſchloſſen, unter ausdrücklich erklärter Zuſtimmung der zunächſt bethei⸗ 
ligten Regierungen von Hannover und Sachſen und in Erwartung des 
Anſchluſſes der norddeutſchen Uferſtaaten, dieſe Leitung für ſich und die 
ihr verbündeten Regierungen zu übernehmen, indem ſie Baiern, ſo wie 
den übrigen Staaten, weiche ſich noch nicht erklärt haben, den Beitritt 
offen erhält. ö 
Wir werden demnach den Königl. Geſandten in London anweiſen, daß 
er ſeine weiteren Verhaltungsbefehle nur noch von der Königl. Regierung 
zu empfangen, und in ihrem und der ihr verbündeten Regierungen Namen 
zu unterhandeln habe. Gleichzeitig werden auch dem General d. Prittwitz 
entſprechende Weiſungen zugehen. 

Ich darf hoffen, daß es Ew. Hochwohlgeboren gelingen werde, Se. 
Kaiſerl. Hoheit den Erzherzog Reichsverweſer von der Nothwendigkeit zu 
überzeugen, worin die Königl. Regierung ſich befindet, dieſen Schritt zu 
thun, durch welchen allein noch eine befriedigende Löſung dieſer verwickelten 
Frage möglich gemacht werden kann. 

Berlin, 18. Mai 1849. Graf Brandenburg.“ 

An den interimiſtiſchen Bevollmächtigten ꝛc. Herrn von Kamptz. 


Hierauf erwiederte der Erzherzog⸗Reichsverweſer unter dem 23. Mai, 
er gehe deshalb nicht auf das Erſuchen Preußens in Betreff der Ueber⸗ 
tragung der Oberleitung der deutſchen Angelegenheiten ein, weil eine ſolche 
Uebertragung nicht durch unberechtigte und für Niemand verbindliche 
Handlung ihres jetzigen Inhabers, ſondern nur durch geſetzlichen Vorgang 

eſchehen könne. Er könne nicht erwarten, daß Preußen in einer einzelnen 

ugelegenheit ſich an die Stelle einer Gewalt ſetzen würde, für deren 
Uebertragung im Ganzen die Einwilligung aller Betheiligten fehle. Die 
Fortführung der däniſchen Angelegenheit durch die Centralgewalt werde 
keine ſo unglücklichen Folgen nach ſich ziehen, wie ein erklärter Bundes⸗ 
bruch Preußens (Artikel XI. der Bundesakte); durch Preußens Ver⸗ 
fahren allein werde die Führung der däniſchen Angelegenheit ſchwankend. 
Und wenn Preußen den General Prittwitz eigenmächtig inſtruirt habe, ſo 
giebt ver Erzherzog zu denken, daß Prittwitz als Befehlshaber der deutſchen 
Armee in Schleswig⸗Holſtein in der Pflicht des Reichs ſtehe. In der 
Vorausſetzung, daß die jetzige Centralgewalt bald aufhöre und die däniſche 
Angelegenheit auf anderem als faktiſchem Wege in Preußens Hände über⸗ 
ehe, würde es dem Erzherzoge ſchwer fallen, vorher noch durch öffentliche 
Gene rang der Rechte der Geſammtheit und ſeiner eigenen Würde, ſowie 
durch Verantwortlichkeits⸗Erklärung Preußens für ſein früheres und 
jetziges Verhalten die Zeugniſſe noch zu vermehren. — Hierauf forderte 
der Bevollmächtigte Preußens den Erzherzog Namens der preußiſchen 
Regierung auf, ſofort ſein Amt in die Hande Preußens niederzulegen. 
Ein entſchiedenes „Nein“ war die Antwort darauf. 


Hamburg. Laut offizieller Mittheilung iſt (nach Angabe des elektro⸗mag⸗ 
netiſchen Telegraphen) von den zur Verſtärkung des däniſchen Blockade⸗Geſchwa⸗ 
ders vor der Elbe beſtimmten Kriegsſchiffen das Kriegs⸗Dampfſchiff „Gepſer“ be⸗ 
reits heute (30.) bei Helgoland angekommen. 

Altona, 30. Mai. In Friedericia ſchien am verfloſſenen Donnerſtag große 
Bewegung und Lebendigkeit zu herrſchen. Ein größeres Dampfſchiff kam und 
ging Nachmittags wieder von dort mit Hurrahruf begleitet. Es heißt allgemein, 
daß der König von Dänemark dort geweſen ſei, um die Truppen zu inſpiziren 
und durch feine Anweſenheit den Muth der Truppen und ihre Ergebenheit zu 
ſtärken. — Am 25ſten ließ ſich Bonin die Leute vom Aten Bataillon vorſtellen, 
welche das Blockhaus genommen, ſowie diejenigen von der Aten Kompagnie des 
Zten Bataillons, welche unerſchrocken am 23 ſten bei der heftigen Kanonade die 
Schanzarbeiten fortgeſetzt und die Stellung behauptet hatten. Er drückte ihnen 
die Hände und ſagte unter Anderem: „Er hätte fie kommen laſſen, weil es ihm 
Beduͤrfniß ſei, tapferen Leuten unter die Augen zu ſehen, ihnen fein Vertrauen 
und feinen Dank auszusprechen.“ 98 5 
5 — Der „Altonger Merkur“ vom 29. Mai enthält folgende amtliche 

achricht: 

Dem unterzeichneten Departement iſt heute die betrübende Nachricht 

ugegangen, daß der Chef des Stabs unſers verehrten Generals, der 
öͤniglich preußiſche Hauptmann im großen Generalſtabe, von Delius, 
Ritter ꝛc. am 23. d. M. vor Friedericia von einer feindlichen Gewehrku⸗ 
ge getroffen, am 26. d. M. den Tod der Helden geſtorben iſt. 
eit dem Beginne unſerer Erhebung kämpfend für die Sache unſeres Lan⸗ 
des, wandte er den unermüdlichſten Fleiß der Neubildung unſeres Heeres 
zu, war er den jungen Truppen in jedem Gefechte Führer und leuchten⸗ 
des Vorbild. Ausgerüstet mit allen Eigenſchaften des Kriegers, die eine 
roße Zukunft ihm vorausſagen ließen, ward er dem Vaterlande viel zu 
früh entriſſen, aber fein Andenken wird bleibend fein in der werdenden 
Geſchichte der Schleswig⸗Holſteiniſchen Armee. 

Gottorff, den 27. Mai 1849. 

Das Departement des Kriegsweſens. 


Be Oeſterreich. 

Wien, 27. Mai. Eine telegraphiſche Depeſche aus Warſchau meldet, daß 
Sk. Majeſtät der Kaiſer Nikolaus das erſte ruſſiſche Armeekorps unter Kommando 
des General⸗Lieutenant Panftatin unter die Befehle des Feldzeugmeiſters Welden 
ſtellt. Demzufolge werden jetzt die Operationen unverzüglich beginnen. 


Jacobſen. 


Wien, 28. Mai. (Telegraphiſche Nachricht.) 
iſt am 27ſten Mai früh — nach unausgeſetztem Bomben erg 
den vorbergehenden Tag und die ganze Nacht — von den veneti > 
ſchen Inſurgenten verlaſſen, und von den öſterreichiſchen Truppen 11 
worden. eſezt 
Wien, 29. Mai: Unſere Truppen haben nun auch die Waag an 
einem zweiten Punkte überſchritten. Am 22. d. M. — an demſelben 5 a 
an welchem der arme Hentzi feine Oeldenſeele aushauchte — ſetzte 0 
Diviſion Hentzinger zwiſchen Wang ⸗Neuſtadtl (Vog-Ujhely) und Trent 
ſchin über die Waag und beſetzte die letztere Stadt, welche ein ziemlich 
befeſtigtes Bergſchloß hat. Auch der mit einer Burgruine verſehene Fele 
fen bei Beezkö am linken Waagufer wurde beſetzt und mit einigen B 85 
feſtigungen verſehen. So iſt denn die Verbindung zwiſchen dis 
magyariſchen Karpathen⸗Armee und dem an der obern Shan 
operirenden Inſurgentenkorps in der Waaglinie abgeſchnitten 
und jetzt nur noch durch die Bergſtädte möglich. 5 
Daß ein Bataillon Cecopieri nach Ermordung ihres Kommandanten 
zu den Juſurgenten übergegangen war und weſentlich zum Fall Ofen 
beitrug, ſcheint ſich zu beſtatigen. 
Die Aeltern des Kaiſers, Erzherzog Franz und Erzherzogin Sohle 
befinden ſich feit den Pfingftfeiertagen in Schönbrunn. 0 
Die Ankunft des Kaiſers von Rußland ſoll dieſer Tage 
bevorſtehen. f 5 ae 
Am 17. d. M. ſind die ruſſiſchen Kolonnenſpitzen in Siebenbürgen 
eingerückt; der Paß von Colacz iſt foreirt worden. Aa 
Dänemark, 
Kopenhagen, 27. Mai. In den hieſigen diplomatiſchen Areifen 
will man nun mit Beſtimmtheit wiſſen, daß die ruſſiſche Flotte nicht nach 
dem Sund, ſondern, wie verſichert wird, nach Alſen gehen wird. Der 
Großfürſt Thronfolger wird dagegen auf einem Kriegsdampfer nach 
Kopenhagen kommen. Sowohl auf Chriſtiansborg als auf Fredriksborg 
ſind die nöthigen Vorbereitungen zu ſeinem Empfange getroffen. 195 
— Mit der geſtrigen Poſt iſt von Berlin die Beſtatigung eingelaufen, 
daß dem General Prittwitz Ordre ertheilt, mit den Feindſeligkeiten ein⸗ 
zuhalten und nimmt man an, daß ihm dieſelbe am 24ſten oder 25ſten d. 


zugekommen iſt. a 
Frankreich. 100 
Paris, 28. Mai. „Paris iſt ruhig!“ Das iſt die Nachricht, 
welche heute Telegraphen, Couriere und Eilwagen nach allen Richtungen 
hinſenden, und wer da weiß, was dieſe drei „inhaltsſchweren“ Worte it 
die Welt der Politik und der Finanzen bedeuten, wird jener geflügelten 
Thätigkeit Dank wiſſen. Ja, Paris iſt ruhig und ſeine Straßen ſind wie 
ausgeſtorben, Dank ſei es den Anordnungen Changarnier's und — den 
Pfeilen Apollo's. Denn wirklich macht heute eine wahrhaft glühende Hiße 
den Aufenthalt in den Straßen ſo beſchwerlich, daß man nicht umhin kan, 
den Sonnengott im Bunde mit den Freunden der Ruhe und des Hauffiet 
der Börſe vorauszuſetzen. 5 
— Die definitive 
nicht erfolgt. 
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Getreide ⸗ Berichte. 
Stettin, t. Jun. 


Für Weizen wurde nach Qual 53—58 Thlr. bez. b 

Roggen, in loco 25½— 20 Thlr., pro Juni— Juli für 82pfd. 25—25 ½ 
Thlr., für Sapfd. 25%, Thlr., für Sopfd. 26 ½ — 20./ Thlr., pro Juli Auguſt 
füt 82pfünd. 20½ Thlr., und pro Auguſt Sept. für 82pfd. 26%, Thlr. bez, 

Gerſte, 20-24 Thlr. bezahlt. Hafer, 15-10 ½ Thlr. 5 

Leindl, in loco 9% Thlr. mit Faß bez. SE: 

NRuͤboͤl, rohes, in loco 13 Thlr, pro Juni 13—14 Thlr., pro Juni— 
Juli 12½ Thlr, pro Auguſt — Sepibr. 12 Thlr., pro Septbr.—Oktbr. 11. 
12 Thlr., und Oktbr.—Novbr. 11/13 Thlr. bezahlt. Ä 

Spiritus, roher, in loco 23%, % mit und ohne Faß, pro Juni-- Jul 
23½ 23 / %, und pro Auguſt 21¼ u. 22 % bez. 


Berliner Börse vom 2. Juni 
Inländische Fonds, Pfandbrief-, Kommunal-Papiere un 


Geld- Course. 

Ziusfuss. | Brief | Geld \ gem. Ziusfuss, Brief | Geld. Gem. 
Preuss. frw. Anl.] 51013 1013 Pomm. Pfübr. 34 93 — 
St. Schuld-Sch. 343 78, | — | Kur-&Nm.do., 3 934 | — 
Sech. Präm-Sch. 31 1005 — Sohle. do. 35 — un 
K. & Nm. Schldv. 37 — — do. Lt. B. gar. do. 34 — 5 | 
Berl. Stadt- Obl.“ 5 982 — | Pr-Bk-Anth-Beh I | 88 — 
3 51 = 84 
rosh. Fosen de. 7 5 Frledriehsd'or. — | 135 
d., do. 34 803 — And. Gldm. astlr-— 135123 
Ostpr. Pfandbr. 34 894 Bisconto 8 19 


Ausländische Fonds, 


Russ Hamb.Cert.| 5 — en, | Poln. neue Pfahr. |; 4 90 89 
ne 8 jr 1 5 — — | do. Part. 500 Fl.] 4 71} — 

o. do. 1. A ar do. do. 200 Fl. —_ 97 
do- Stiegl. 2 1A. A| 84 Ze Hamb. Feuer-Cas 35 — — 

do. do. 5 A. Al — — do. Staats-Pr. Anl i—- | — — 
do. v. Rthach - Lat. | 51405 —. | Boll,21[3 oo Int. 21 — — 
do. PohuSchatzO | A| 67 667 Kurh. Pr. O. 40 th.— | 97 — 
do. do. Cert. L. A. 5 77 77 Sard. do. 36 Fr. — — 
dgl. L. B. 200 FI. Br N. Bad. do. 35 Fl. |__ | 447 —— 
Pol. Pfdbr. a. a. C. 11 2 22 \ u 

Barometer: und Thermometerſtand 
bei C. F. Schultz & Comp. 
; Morgens Mittags Abends 
une | 8 | 6 Uhr. | 2 Uhr. 10 Uhr. 

2 1 

Barometer in Pariſer Linen 1 338,48“, 338,22” 338,15 
N [4 } 

5 auf 0° reduzirt. «el F ＋ 158° 

Thermometer nach Réaumur. 1 ane nee | 
Beilage. 


Bildung des neuen Kabinets iſt noch 


Beilage zu No. 1266 der Königlich |privilegirten Stettiniſchen Zeitung. 


Entwurf 
der Verfaſſung des deutſchen Reiche s. 
f (Schlee , ada ach” 
A bſchnitt V. Der Reichskag. 
Artikel l. §. 83. Der Raps beſteht aus zwei 
i shaus. 115 5 0 i 
ere N 155 U e Staatenha us wird gebildet aus den Ver⸗ 
en. 1420 Ie 
traf Jig Nec rd deutſch⸗öſterreichiſchen Lande an dem Vundes⸗ 
ſtaate nicht Theil nehmen, vertheilt ſich die Zahl, der. Mitgfieder des 
Staatenhauſes nach folgendem Verhälcliz: Preußen 40 Mitglieder, Balern 
20, Sachſen 12, Hannover 12, Würkemberg 12, Baden 10, Kücheſſen 7, 
Großherzogthum Heſſen 7, Holſtein 6, Mecklendurg⸗Schwerin 45 Luxem⸗ 
burg⸗Kimburg 3, Naſſau⸗ 4, Braunſchweig 2, Oldenburg 257 Sachſen⸗Wei⸗ 
mar 2, Sachſen⸗Kobürg⸗Gotha 1, Sachſen⸗Meiningen⸗Hilpburghauſen 111 
Sachſen-Altenburg 1, Mecklenburg⸗Strelitz 1 Anhalt⸗Deſſau 1, Anhalt⸗ 
Bernburg 1, Anhalt⸗Cöthen 1, Schwarzbürg⸗Sondershauſen 1, Schwarz⸗ 
bürg⸗Rudolſtadt 1, Hohenzollern⸗Hechingen A, Lichtenſtein 17 Hohenzpllert⸗ 
Sigmaringen 1, Waldeck 1, Reuß ältere Ante 1, Reuß jüngere Linie l, 
Schaumburg⸗Lippe 1, Lippe⸗Detmold 1, Heſſen⸗Homburg 1, Lauenburg A, 
Lübeck A, Frankfurt 1, Bremen 1, Hamburg, 2, zuſammen 167 Mit⸗ 
beds 8 Die Mitglieder des Staatenhauſes werden zur Halfte durch 
die Regierung und zur Hälfte durch die Volksdertretung der betkeffenden 
Staaten ernannt. Wo zwei Kammern beſtehen, wird die Hälfte von 
jeder Kammer gewählt; bei ungleichen Hälften fällt die größere auf das 
Wehn n ed en | 


Häuſern, dem 


6 am en tg 6 Ein Mitglied in das en Ä h ; ö 
$. 87, In denjenigen Staaten, welche nur Ein Mitglied in das zelſtaaten ſollen mit denen des Reichstages in der Regel nicht zuſammen⸗ 


Staakenhaus ſenden, ſchlägt die Regierung drei Kandidaten vor, aus de⸗ 
nen die rede mit abſoluter Stimmenmehrheit wählt. Auf die⸗ 
ſelbe Weiſe iſt in denjenigen Staaten, welche eine ungerade Zahl von 
Mitgliedern ſenden, in Betreff des letzten derſelben zu verfahren. 

F. S8. Wer 
werden, ſo entſcheidet ein 8 
werdende Abänderung in der Zuſammenſetzung des Staatenhauſes. 

F. 89. Mitglied des Staatenhaufes kann nur ſein, wer 1) Staats⸗ 
bürger des Staates iſt, welcher ihn ſendet, 2) das 30ſte Lebensjahr zu⸗ 


rückgelegt hat, 3) ſich im vollen Genuß der bürgerlichen und ſtaatsbür⸗ 


lichen Rechtes befindet. 


§. 90. Die Mitglieder des Staatenhauſes werden auf ſechs Jahre 
verde ' alfte erneuert. Auf welche 
Weiſe nach den erſten drei Jahren das Ausſcheiden der einen Hälfte ſtatt⸗ 
finden ſoll, wird durch ein Reichsgeſetz beſtimmt. Die Ausſcheidenden find”, 


gewählt. Sie werden alle drei Jahre zur H 


ſtets wieder wählbar. Wird nach Ablauf dieſer drei Jahre und vor Voll⸗ 
endung der neuen Wahlen für das Staatenhaus ein außerordentlicher 


Reichstag berufen, ſo treten, ſo weit die neuen Wahlen noch nicht ſtaltge⸗ 


funden haben, die früheren Mitglieder ein. 
21 A N > 


rt. IE S. 91. Das Voltshaus beſteht aus den Abgeordneten des a 


bent; kk, a es EL SIE 93 
F. 92. Die Mitglieder des Volkshauſes werden auf vier Jahre ge⸗ 


wählt. Die Wahl geſchieht nach den in dem Reichs⸗Wahlgeſetze enthalte 


nen Vorſchriften. 
Axt. IV. ß. 93. 


koſten. Das Nähere beſtimmt ein Reichsgeſetz. f 


§. 94. Die Mitglieder beider Häuſer können durch Juſtruktionen 


nicht gebunden werden. 
80 
fein, 


m Falle der 
trachtet. „ e e ee 

F. 97. Das Recht des Geſetzvorſchlages, der Beſchwerde, der Adreſſe 
und der Erhebung von Thatſachen, To wie der Anklage der Miniſter, ſteht 
/ n 


99. Ein Reichsbeſchluß kann nur durch die Uebereinſtimmung bei⸗ 


bene Häuſer gültig zu Stande kommen. 
der Hauſer einerſeits, fo wie des Reichsvorſtandes und Fürſten⸗Kollegiums 


andererfeis, gültig zu Stande kommen. Ein Reichstagsbeſchluß, welcher 


die Zuſtimmuüng der Reichsregierung nicht erlangt hat, darf in derſelben 
Sitzungs Periode nicht wiederholt werden. 

FS. 100. Ein Reichstagsbeſchluß iſt in folgenden Fällen erforderlich: 
1) Wenn es ſich um die Erlaſſung, Aufhebung, Abänderung oder Ausle⸗ 
gung, Von Rei sgeſetzen handelt. 2) Wenn der Reichshaushalt feſtgeſtellt 
wird, wenn Auleihen kontrahirt werden, wenn das Reich eine im Budget 
nicht ehe Ausgabe übernimmt oder Matrikularbeiträge oder Steuern 
erhebt. 3) Wenn fremde See⸗ und Flußſchifffahrt mit höheren Abgaben 
belegt werden ſoll. 4) Wenn Landesfeſtungen zu Reichsfeſtungen erklärt 
wißt hen 5) Wenn Handels-, Schifffahrts⸗ und Auslieferungsver⸗ 
6 72 nit dem Auslande geſchloſſen werden, ſo wie überhaupt völkerrecht⸗ 
liche Verträge, ihfofern fie das Reich belaſten. 6) Wenn nicht zum Reich. 
a e aaa 
der einzelne Orte oder Gebietstheile von der Zolllinte ausgeſchloſſen wer⸗ 
den ſollen. 7 Wenn as der Zolllinie ausgeſchloſſen wer⸗ 


tſche Landestheile abgetreten oder wenn nicht⸗ 
deutſche Gebiete dem Reiche einverleibt oder iſe mit dem⸗ 
r dg n 
3448, 101. Bei Feſtſtellung des Reichshaushaltes treten folgende Be⸗ 
ſtimmüngen ein; 1) Alle die 9 eee Werle der Reichs. 
2 0 gelangen Zunachst au das? e e ſodann an das Staa 
ge J, Wei ein e der, fete Sen dee af Anne der 
‘ % 1% BEIRRRER zu Hof a sa 


„2021 J 


ö Sonnabend, den 2. Juni 1849. 


Wenn mehrere deutſche Staaten zu einem Ganzen verbunden 
Reichsgeſetz über die dadurch etwa nothwendig 


595 Niemand kann gleichzeitig Mitglied von beiden Häufern 


Akt. V. 5.096. Zu einem Beſchluß eines jeden Hauſes des Reichs⸗ 
tages iſt die Theilnahme don wenigſtens der Halfte der geſetzlichen An⸗ 
ahl ſeiner Mitglieder und die einfache Stimmenmehrheit erforderlich. 
Stimmengleichheit wird ein Antrag als abgelehnt be⸗ 
Hin E 191 1 Yin immun 2 1 28 


§. 98. Ein Reichstags⸗Beſchluß kaun nur durch die Uebereinſtimmung 


ei 


kunft zu ertheilen oder den Gr 
theilt werden könne 


12 


Reichsregierung und bis zum Belauf dieſes Antrages erfolgen. Jede Be⸗ 
willigung gilt nur für den beſonderen Zweck, für welchen ſie beſtimmt 
worden. Die Verwendung darf nur innerhalb der Grenze der Bewilli⸗ 
gung erfolgen. 3) Die Bauer der Finanzperiode und Budgetbewilllgung 
iſt J Jahre. 4) Das Budget uber die regelmäßigen Ausgaben des Reichs 
und über den Reſervefonds, jo wie über die für beides erforderlichen 
Deckungsmittel, wird auf dem erſten Reichstage durch Reichstags beſchlüſſe 
feſtgeſtellt. Eine Erhöhung dieſes Budgets auf ſpäteren Reichstagen er⸗ 
fordert gleichfalls einen Reichstagsbeſchluß. 5) Dieſes ordentliche Vudget 
wird auf jedem Reichstage zuerſt dem Volkshauſe vorgelegt, von dieſem in 
ferne einzelnen Anſatzen nach den Erläuterungen und Belegen, welche die 
Reichsregierung vorzulegen hat, geprüft und ganz oder theilweiſe bewilligt 
oder verworfen. 6) Nach erfolgter Prüfung und Bewilligung durch das 
Volkshaus wird das Budget an das Staatenhaus zur Berathung und Be⸗ 
ſchlußnahme abgegeben. Wenn dieſer Brſchluß nicht mit dem des Volks⸗ 
hauſes übereinſtimmt, ſo geht das Budget zu fernerer Verhandlung an das 
Volkshaus zuruck. Ein eudgültiger Beſchluß kann nur durch die Ueber» 
einſtimmung beider Häuſer zu Stande kommen. 7) Alle außerordentlichen 
Ausgaben und deren Deckungsmittel bedürfen, gleich der Erhöhung des 
ordentlichen Budgets, eines Reichstagsbeſchluſſes. 8) Die Nachweiſung 
über die Verwendung der Reichsgelder wird dem Reichstage, und zwar 
zuerſt dem Volkshauſe, zur Prüfung und zum Abſchluß vorgelegt. 
Artikel VI. F. 102. Der Reichstag verſammelt ſich jedes Jahr am 
Sitze der Reichsregierung. Die Zeit der Zuſammenkunft wird vom Reichs⸗ 
oberhaupt bei der Einberufung angegeben, in ſofern nicht ein Reichsgeſetz 
dieſelbe feſtſetzt. Außerdem kann der Reichstag zu außerordentlichen Sitzun⸗ 
gen jederzeit vom Reichsoberhaupt einberufen werden 
| F. 103. Die ordentlichen Sitzungs⸗Perioden der Landtage in den Ein- 


fallen. Das Nähere bleibt einem Reichsgeſetz vorbehalten. f 
§. 104. Das Volkshaus kann durch das Reichsoberhaupt aufgelöſt 


werden. In dem Falle der Auflöſung iſt der Reichstag binnen drei Mo⸗ 


naten wieder zu verſammeln. f 3 
| $. 105. Die Auflöſung des Volkshauſes hat die gleichzeitige Verta⸗ 
gung des Staatenhauſes bis zur Wiederberufung des Reichskages zur 
Folge. Die Sitzungs⸗Perioden beider Häuſer ſind dieſelben. 
§. 106. Das Ende der Sitzungs⸗Periode des Reichstages wird vom 
Reichsoberhaupt beſtimmt. f ute 
FS. 107. Eine Vertagung des Reichstages oder eines der beiden Häu⸗ 
ſer durch das Reichsoberhaupt bedarf, wenn ſie nach Eröffnung der Siz⸗ 
zung auf länger als 14 Tage ausgeſprochen werden ſoll, der Zuſtimmung 
des Reichstages oder des betreffenden Hauſes. Auch der Reichstag ſelbſt, 
ſowie jedes der beiden Häuſer, kann ſich auf vierzehn Tage vertagen. 
Artikel VII. S. 108. Jedes der beiden Häuſer wahlt ſeinen Prä⸗ 
ſidenten, ſeine Viee⸗Präſidenten und feine Schriftführer. 381 72 
F. 109. Die Sitzungen beider Hänfer find öffentlich. Die Geſchäfts⸗ 
Ordnung eines jeden Haufes beſtimmt, unter welchen Bedingungen ver⸗ 
trauliche Sigungen ſtattfinden können. I a 
F. 110. Jedes Haus prüft die Vollmachten ſeiner Mitglieder und 
entſcheidet über die Zulaſſung derſelben. a 4113 


§. 111. Jedes Mitglied leiſtet bei feinem Eintritt den Eid: „Ich. 


f 100 ſchwöre, die deutſche Reichsverfaſſung getreulich zu beobachten und aufrecht 
mel 93. Die Mitglieder des Reichstags beziehen aus der Napa dan 
Reichskaffe ein gleichmäßiges Tagegeld und Entſchädigung für ihre Reiſe⸗ 


zu erhalten, ſo wahr mir Gott helfe. or chte had dun 
$. 112. Jedes Haus hat das Recht, ſeine Mitglieder wegen unwür⸗ 
digen Verhaltens zu beſtrafen und äußerſten Falls auszuſchließen. Das 
Nähere beſtimmt die Geſchäftsordnung jedes Hauſes. Eine Ausſchließung 
kann nur dann ausgeſprochen werden, wenn eine Mehrheit von zwei Drit⸗ 
teln der Stimmen ſich dafur entſcheidett. F 
S. 113. Weder Ueberbringer von Bittſchriften noch überhaupt Depu⸗ 
tationen ſollen in den Häuſern zugelaſſen werden. be 130 en in 
FS. 14. Es fol eine allgemeine Geſchäftsordnung unter Zuſtimmung 
beider Häuſer erlaſſen werden. Die Anwendung diefer Geſchäftsordnung 
im Einzelnen bleibt den Beſchlüſſen jedes Hauſes vorbehalten. 

Artikel VIII. S. 115. Em Mitglied des Reichstags darf während 
der Dauer der Sitzungs⸗Periode Bone Aka des Hauſes, zu wel⸗ 
chem es gehört, wegen ſtrafrechtlicher Anſchuldigungen weder verhaftet noch 
in Unterſuchung gezogen werden, mit alleiniger Ausnahme der Ergreifung 
auf friſcher That. e 1 
177,1 a dieiem letzteren Falle iſt dem betreffenden Haufe von der 
angeordneten Maßregel ſofort Kenntniß zu geben. 
FS. 117. Jedes Haus iſt befugt, für die Dauer feiner Sitzungs⸗Pe⸗ 
riode die Aufhebung derjenigen Verhaftungen zu verfügen, welche über ein 
Mitglied deffelben zur Zeit ſeiner Wähl verhaͤngt geweſen, oder nach die⸗ 
ſer bis zu Eröffnung der Sitzungen verhängt worden if." 

S. 118. Kein Mitglied des Reichstages darf von Staatswegen zu 
irgend einer Zeit wegen feiner Abſtimmung oder wegen der in Ausübung 
ſeines Berufes gethanen Aeußerungen gerichtlich oder disziplinariſch ver⸗ 
folgt oder ſonſt außerhalb der Ber niit zur Verantwortung gezogen 
werden. >" UNE ie E een DINTINR IHNEN 


Artikel IX,. 8. 110. Die Reichs⸗Miniſter und die von ihnen be⸗ 


7 


chneten Kommiſſarien haben das Recht, den Verhandlungen beider Häu⸗ 


ſer des Reichstages beizuwohnen und jederzeit von denſelben gehört zu 


werde. 1 tim aaa) id 10 6,2 II lan 
8. 120. Die Reichs⸗Miniſter haben die Verpflichtung, auf Verlan⸗ 
gen jedes der Häuſer des Reichstages in demſelben zu erſcheinen und Aus⸗ 


und anzugeben, weshalb dieſelbe nicht er⸗ 
3 aud dt add ade en ‚nit ien 
. 121. Die Reichs⸗Miniſter können nicht Mitglieder des Stanten- 


g 
buuſes ſeim dun ige de e mi eee e dee, yarıı g 
. 122. Wenn ein Mitglied des Volkshauſes im Reichsdienſt ein Amt 


| 


oder eine Beförderung annimmt, ſo muß es ſich einer neuen Wahl unter⸗ 
werfenz es behält ſeinen Sitz im Hauſe, bis die neue Wahl ſtattgefun⸗ 


1 den hat. nur! Sit ng se A ref. 510 
b 134799 | | dapn R mad J de un mt . 5 
2 rg Re an vac 18172 öde 


Abſchnitt V. Das Reichsgericht. 
Artikel 1. F. 123. Die dem Reiche zuſtehende Gerichtsbarkeit wird 
durch ein Reichsgericht ausgeübt. 5 
g. 124. Zur Zuſtändigkeit des Reichsgerichts gehören 
a) Klagen eines Einzelſtaates gegen die Reichsgewalt wegen Verletzung 
der Reichsverfaſſung durch Erlaſſung von Reichsgeſezen und durch 
Maßregeln der Reichsregierung, ſo wie Klagen der Reichsgewalt ge⸗ 
gen einen Einzelſtaut wegen Verletzung der Reichsverfaſſung. 
p) Streitigkeiten zwiſchen dem Staatenhauſe und dem Volkshauſe unter 
ſich und zwiſchen jedem von ihnen und der Reichsregierung, welche 
die Auslegung der Reichsverfaſſung betreffen, wenn die ſtreitenden 
Theile ſich vereinigen, die Entſcheidung des Reichsgerichts einzuholen. 
©) Politiſche und privatrechtliche Streitigkeiten aller Art zwiſchen den ein⸗ 
ſelnen deutſchen Staaten. 1 
d) Streitigkeiten über Thronfolge, Regierungsfäbigkeit und Regentſchaft 
in den Einzelſtaaten. 4 a 
e) Streitigkeiten zwiſchen der Regierung eines Einzelſtaats und deſſen 


Volksvertretung über die Gültigkeit oder Auslegung der Landes ver⸗ 


einer vom Gericht zu beſtimmenden Caution oder Bürgſchaft der 
laſſen werden, ſofern nicht dringende Anzeigen eines 88 Bau 
Verbrechens gegen denſelben vorliegen. Im Falle einer widerrechtlich 1 5 
fügten oder verlängerten Gefangenſchaft iſt der Schuldige und nöthigenfalls 
der Staat dem Verletzten zur Se ee Entſchädigung verpflichtet. 
Die für das Heer⸗ und Seeweſen erforderlichen Modiffkatſonen diefer ke 
ſtimmungen werden beſonderen Geſetzen vorbehalten. 
S. 137, Die Strafen des Prangers, der Brandmarkung und der- 
körperlichen Züchtigung ſind abgeſchafft. A 
a 138. Die Wohnung iſt unverletzlich. Eine Hausſuchung iſt nur 
äſſig: 
1) in Kraft eines richterlichen, mit Gründen verſehenen Befehls, wel⸗ 
cher ſofort oder innerhalb der nächſten vier und zwanzig Stunden 
an 5 1 A werden ſoll, 4 
im Falle der Verfolgung auf friſcher That, durch den geſetzlich h. 
5 15 a B. e f friiher, That, durch den geſetzlich be. 
in den Fällen und Formen, in welchen das Geſetz ausnahmsweiſe 
M Beamten auch ohne richterlichen Befehl % 15 
et. 107 
Die Hausſuchung muß, wenn thunlich, mit Zuziehung von Hausge⸗ 
noſſen erfolgen. Die Unverletzlichkeit der Wohnung if N Hieber 1 
STAR a eines gerichtlich Verfolgten. 5 


faſſung. a 5 j 

9 e der Angehörigen eines Einzelſtaates gegen die Regierung des⸗ 
ſelben, wegen Aufhebung oder verfaſſungswidriger Veränderung der 
Landesverfaſſung. ; MUT 

Klagen der Angehörigen eines Einzelſtaates gegen die Regierung 
wegen Verletzung der Landesverfaſſung können bei dem Reichsgericht 
nur angebracht werden, wenn die in der Landesverfaſſung gegebenen 
Mittel der Abhülfe nicht zur Anwendung gebracht werden konnen. 

g) Klagen deutſcher Staatsbürger wegen Verletzung der durch die Reichs⸗ 
verfaſſung ihnen gewährten Rechte. Die naheren Beſtimmungen über 
den Umfang dieſes Klagerechts und die Art und Weiſe, daſſelbe gel⸗ 
tend zu machen, bleiben der Reichsgeſetzgebung vorbehalten. 

h) Beſchwerden wegen verweigerter oder gehemmter Rechtspflege, wenn 
die landesgeſetzlichen Mittel der Abhülfe erſchöpft ſind. 12 it 

i) Strafgerichtsbarkeit über die Anklagen gegen die Reichs⸗Miniſter, in 
ſofern ſie deren miniſterielle Verantwortlichkeit betreffen. } 

Kk) Strafgerichtsbarkeit über die Anklagen gegen die Minifter der Einzel⸗ 
ſtaaten, infofern fie deren minifterielle Verantwortlichkeit betreffen und 
die Gerichte der Einzelſtaaten dazu nicht kompetent ſind. 

) Strafgerichtsbarkeit in den Fällen des Hoch- und Landesverraths ge⸗ 
gen das Reich. I us 

Ob noch andere Verbrechen gegen das Reich der Strafgerichts⸗ 
barkeit des Reichsgerichts zu überweiſen ſind, wird ſpäteren Reichsge⸗ 
ſetzen vorbehalten. f L } 

m) Klagen gegen den Reichs⸗Fiskus, wo ein gemeinrechtlicher Gerichts⸗ 
ſtand nicht begründet ſein ſollte. N 190001 

n) Klagen gegen deutſche Staaten, wenn die Verpflichtung, dem Anſpruche 
Genüge zu leiſten, zwiſchen mehreren Staaten zweifelhaft oder beſtrit⸗ 
ten iſt, ſo wie wenn die gemeinſchaftliche Verpflichtung gegen mehrere 

Staaten in einer Klage geltend gemacht wird. 6 

§. 125. lleber die Frage, ob ein Fall zur Entſcheidung des Reichs⸗ 
gerichts geeignet ſei, erkennt einzig und allein das Reichsgericht ſelbſt, 

$. 126. Ueber die Einſetzung und Organiſatjon des Reichsgerichts, 
über das Verfahren und die Vollziehung der reichsgerichtlichen Entſchei⸗ 
dungen und Verfügungen wird ein beſonderes Geſetz ergehen. Dieſem 
Geſetze wird auch die Beſtimmung, ob und in welchen Fällen bei dem 
Reichsgericht die Urtheilsfällung durch Geſchworene erfolgen ſoll, vorbe⸗ 
halten. Eben ſo bleibt vorbehalten: ob und wie weit dieſes Geſetz als 
organiſches Verfaſſungsgeſetz zu betrachten iſt. N N 

8. 127. Der Reichsgeſetzgebung bleibt es vorbehalten, Admiralitäts-⸗ 
und Seegerichte zu errichten, ſo wie Beſtimmungen über die Gerichtsbar⸗ 
keit der Geſandten und Konſuln des Reichs zu treffen. 


bei einer Verhaftung oder Hausſuchung, nur in Kraft eines richterlichen, 
ape de ae er wan e 29 5 welcher feen 
alb der nächſten vier und zwanzig Stunde igten zuge⸗ 
e e beg zwanzig n dem Betheiligten zuge 
S. 140. Das Briefgeheimniß iſt gewährleiſtet. Die bei ſtrafgerſchl⸗ 
lichen Unterſuchungen und in Kriegsfällen nothwendigen RR en 
find durch die Geſetzſammlung feſtzuſtellen. 1 
Artikel IV. . 141. Jeder Deutſche hat das Recht, durch Won, 
Schrift, Druck und bildliche Darſtellung feine Meinung frei zu Auer, 
Die Cenſur darf nicht eingeführt werden. Ein Preßgeſeß zur Wahrung 
der öffentlichen Sicherheit und der Rechte Dritter wird vom Reiche ji 
laffen werden. Ueber Preßvergehen, welche von Amts wegen verfolgt 
wen u . Si ee Pein 7 
tikel V. 8. „Jeder Deutſche hat volle ubens⸗ 122 
wiſſensfretheit. 0 19 9 Mrs e i e GM 
„FS. 143. Jeder Deutſche iſt unbeſchränkt in der gemeinſamen hause 
lichen und öffentlichen Uebung ſeiner Religion. Verbrechen 10 0 } 
welche bei Ausübung dieſer Seiheit begangen werden, ſind nach dem 1 
ſetze zu beſtrafen. N al 
F. 144. Durch das religiöſe Bekenntniß wird der Genuß der bite 
gerlichen und ſtaatsbürgerlichen Rechte weder bedingt noch beſchränkt. Den 
ſtaatsbürgerlichen Pflichten darf daſſelbe keinen Abbruch thun. 1 
$. 145. Jede Religionsgeſellſchaft ordnet und verwaltet ihre 0 
legenheiten ſelbfiſtändig und bleibt im Beſitz und Genuß der für ihre 
Kultus⸗, Unterrichts- und Wohlthätigkeitszwecke beſtimmten Anſtalten 
Stiftungen und Fonds. Es heſteht fernerhin keine Staatskirche. Neue 
Religionsgeſellſchaften dürfen ſich bilden; einer Anerkennung ihres Bekennt⸗ 
niſſes durch den Staat bedarf es nicht. 0 
§. 146. Niemand fol von Staats wegen zu einer kirchlichen Hand⸗ 
lung oder Feierlichkeit gezwungen werben, f 3 
., 147. Die Formel des Eides ſoll künftig lauten: „So wahr mit 
Gott helfe.“ 
$ 


„148. Die bürgerliche Gültigkeit der Ehe iſt nur von der Vollzie⸗ 
hung des Eivil⸗Aktes abhängig, die kirchliche Trauung kann nur nach Ik 
Vollziehung des Civil⸗Aktes ſtattfinden. Die Religions⸗Berſchiedenheit IR, 
kein bürgerliches Ehehinderniß. 2. „ 
führt 149. Die Standesbücher werden von den bürgerlichen Behörden 
geführt. 80 
Artikel VI. 5. 150. Die Wiſſenſchaft und ihre Lehre iſt frei 5 
$. 151. Das Unterrichts- und Erziehungsweſen ſteht unter der 
edit ae des Staats; er übt ſie durch eigene von ihm ernannte Dee 
en aus. on 

§. 152. Unterrichts⸗ und Erziehungs - Anftalten zu gründen, zu lel⸗ 
ten, und an ſolchen Unterricht zu ertheilen, ſteht je em. Deutichen frei, 
210 Pr feine Befähigung der betreffenden Staats = Behörde nachgewſe“ 
en hat. 1 
Der häusliche Unterricht unterliegt keiner Beſchränkung. 310 
. 153. Für die Bildung der deutſchen Jugend ſoll durch öffentliche 
Schulen überall genhgen) geſorgt werden.. 40 Kill 
Eltern oder deren Stellvertreter dürfen ihre Kinder oder Panel 
lenen nicht ohne den Unterricht laſſen, welcher für die unteren Vo eſchülen 
vorgeſchrieben iſt. ala NW 77 1 000 

9. 154. Die öffentlichen Lehrer haben die 177 der Staatsdiener. 

e 


Ian 


den aus der Zahl der Geprüften die Lehrer der Volksſchulen an. , 
9. 155. Unbemittelten ſoll in allen Volksſchulen und niederen Ge, 


er will. nr Ha Hr 
157. Deitiche bat das Recht, ſich mit Bit 
ten und Beſchwerden ſchriftlich an die Behörden, an die olksvertret agen 
12200 It L249 1 da 10% Ada 
n Einzelnen als von Corporgtionen 3 
9 Wil dp 
1 der Behörden iſt when 
wendig, um öffentliche Beamte wegen ihrer amtlichen Handlungen geit 
Mr le MIO ee IRST ZN ETZUNE 130 1a d 
Artikel Il. §. 159. Die Deutſchen haben das Recht Ai Ne 
lich und ohne Waffen zu verſammeln, ig ee ee all be 
en einer Perſon ſoll, 9 5 im Falle der Ergreifung auf friſcher Volks ⸗Verſammlungen unter freiem Himmel können bei 1 ingenver 
fl ; i Gefahr für die öffentliche Ordnung und Koh eit verboten we e 6 
eh ch. Die Deuticen haben e 1 0 lden. Biefes 
d eee tapreg ba a 

Die Ausübung der in dieſem Paragraphen und im . 2% \ 
ten Rechte foll 25 ahrung der a en Sichten Yung des ’ 

geregelt werben. 


4 


men hat, im Laufe des folgenden Tages entweder freilaſſen oder der zu⸗ 
fändigen Behörde übergeben. Jeder Angeſchuldigte fol gegen Stellung 


139. Die Beſchlagnahme von Briefen und Papieren darf, außer 


1817 159 und 160 enthaltenen Beſtimmusgen fin⸗ 
de a 192 ad ea «sflotte Anwendung, infoweit die wilitairi- 
ſchen Dissipfinar-Vorfhriften nicht entgegenftehen. ratio 

Artifel iX, F. 166, Das: ehen te der deen Beten dur 
Ei Enteignung kann uur aus ückſichten des gemeinen Beſten „uur 
auf Grund eines Geſetzes und gegen gerechte Entſchädigung vorgenom⸗ 


e a: egelſtge Eigenthum ſoll durch die Reichsgeſetzgebung geſchützt | 
werden. f i ü i äußerlichkeil und Theilbar⸗ 
ngen über die Veräußerlichkei i 
au 905 dee e, ſowohl unter era als von Todes wegen, 
ei eſetzgebung der Einzelſtaaten überlaſſeen. 
Keile a a find Beſchränkungen des Rechts, Liegenſchaften 
zu erwerben und über U 
Grü öffentlichen Wohls zuläſſig. ae 1 
i e e Ruterthnhkeite⸗ und Hörigkeits⸗ Verband hört für 
immer auf. i 5 5 ö 
>, Ohne Entſchädigung find aufgehoben: 55 
U Pete wenige und die grundherrliche Polizei, 
ſammt den aus dieſen Rechten fließenden Befugniſſen, Exemtionen 
Abgaben. 5 5 5 1 
2) Die 4 d guts- und ſchutzherrlichen Verbande fließenden perſön⸗ f 
ichen Abgaben und Leiſtungen. / 
IN diesen Rechten fallen 5 1117 Gegenleiſtungen und Laſten weg, 
bisher Berechtigten dafür oblagen. 1 
ER 106 gr auf Grand und Boden haftenden privatrechtlichen Ab⸗ 
gaben und Leitungen, insbeſondere die Zehnten, find ablösbar: ob nur auf 
ntrag des Belaſteten oder 4 e Sega or in welcher Weiſe, 
ibt der Geſetzgebung der einzelnen Staaten überlaſſen. i 
ai Es fol 13 5 Kein Grundftück mit einer unablösbaren Abgabe oder 
Leiſtung belaſtet werden. 585 ; RR 
EN 9.5167. ann Grund⸗Eigenthum liegt die Berechtigung zur Jagd auf 
igenem Grund und Boden. f ER 
ER Jagdgerechtigkeit auf fremdem Grund und Boden, Yagdbienfte, 
Jagdfrohnden und andere Leiſtungen für Jagdzwecke find aufgehoben. Die 
Vai ge bleibt der Laudesgeſetzgebung überlaſſen. 1 N 
Nur ablösbar jedoch iſt die Jagdgerechtigkeit, welche erweislich durch 
einen läſtigen, mit dem Eigenthümer des belaſteten Grundſtückes abge⸗ 
ſchloſſenen Vertrag erworben iſt; über die Art und Weiſe der Ablöfung 
1 85 die Landesgeſetzgebungen das Weitere zu beſtimmen. 
Die Ausübung des Jagdrechts aus Gründen der öffentlichen Sicher⸗ 
heit und des gemeinen Wohls zu ordnen, bleibt der Landesgeſetzgebung 
vorbehalten. g i 
Die Jagdgerechtigkeit auf fremdem Grund und Boden darf in Zu⸗ 
kunft 


nicht wieder als Grundgerechtigkeit beſtellt werden. 5 i 
$. 168. Die Familienſideifommiſſe find aufzuheben. Die Art und 
Bedingungen der Aufhebung beſtimmt die Geſetzgebung der einzelnen Staa⸗ 
ten. lleber die Familienftdeikommiſſe der regierenden fürſtlichen Häuſer 

bleiben die Beſtimmungen den Landesgeſetzgebungen vorbehalten. 

$. 169. Aller Lehnsverband iſt aufzuheben. Das Nähere über die 
Art und Weiſe der Ausführung haben die Geſetzgebungen der Einzelſtaaten 
anzuordnen. ; 
1795 170. Die Strafe der Vermögens ⸗Einziehung ſoll nicht flattfinden. 
$. 171. Die Beſteuerung ſoll fo geordnet werden, daß die Bevorzu⸗ 

gung einzelner Stände und Güter in Staat und Gemeinde aufhört. 
Artikel X. ß. 172. Alle Gerichtsbarkeit geht vom Staate aus. 


Es ſollen keine Patrimonialgerichte beſtehen. > 
$. 173. Die richterliche Gewalt wird ſelbſtſtändig von den Gerichten 
eübt. Kabinets⸗ und Miniſterial⸗Juſtiz iſt unſtatthaft. Niemand darf 
inem geſetzlichen Richter entzogen werden. Ausnahmegerichte ſollen nie 


ſtattfinden. ö 

5 174. Es ſoll keinen privilegirten Gerichtsſtand der Perſonen oder 
Güter geben. Der Militair⸗Gerichtsbarkeit verbleibt jedoch die Aburthei⸗ 
lung der von Miliair Perſonen verübten Verbrechen und Vergehen, mit 
Einſchluß der We 5 N 
9. 175. Kein Richter darf, außer 1 Re eil und Recht, von ſei⸗ 
nem Amt entfernt oder an Rang und Gehalt beeinträchtigt werden. 
Easpenfiou Darf nicht ohne gerichtlichen Beſchluß erfolgen. Kein Richter 
darf wider feinen Willen, außer durch gerichtlichen Beſchluß in den durch 
das Geſetz beſtimmte Fällen und Formen, zu einer anderen Stelle verſetzt 
oder in Ruheſtand geſetzt werden. f g 


. 176. Das Gerichts verfahren ſoll öffentlich und mündlich ſein. 
Ausnahmen von der Oeffentlichkeit beſtimmt im Intereffe der Sittlichkeit 
das Geſetz. i E 

§. 177. In Strafſachen 


„177. 5 gilt der Anklageprozeß. Schwu erichte 
ſollen jedenfalls über ſchwerere Straffachen. und ſchwerere Ae W 


gehen urtheilen. 5 


21 über alle Rechts⸗ 
verletzungen entfheiden die Gerichte. Polizei ei Straf⸗Ge⸗ 
ö Br niet zu beiden die Gerichte. Ber Polizei fit keine Strafe Ge⸗ 


a ück ſoll einen Gemeſndeverbande angehören. 
Beſchränkungen wegen Wald f 9 e angehören 
bee anal übungen und, Wifteneien leiben-dev-Landesge- 

* * — J cd i Ch. . 5 Ham? 1 
vel. ng heben. Die Meter des er Ee g. 


fie zu verfügen, im Wege der Geſetzgebung aus 


Verfaſſung aufrecht 


das 8 
tretung 


Wahlkreiſe des Einzelſtaates verhältni 


F. 185. Die Volksvertretung hat eine entſcheidende Stimme bei der 
Geſetzgebung, bei der Beſteuerung, bei der Ordnung des Staats⸗Haus⸗ 
haltes; auch hat ſie das Recht des Geſetzvorſchlags, der Beſchwerde, der 
Adreſſe, fo wie der Anklage der Miniſter. Die Sitzungen der Landtaße 
ſind in der Regel öffentlich. t 3 

Art. XUl. §. 156. Den nicht deutſch redenden Volksſtämmen des 
Reichs iſt ihre volksthümliche Entwickelung gewährleiſtet, namentlich die 
Gleichberechtigung ihrer Sprachen, fo weit deren Gebiete reichen, in dem 
e dem Unterrichte, 
pflege. 5 N 

Art. XIV. ß. 187. Jeder deutſche Staatsbürger in der Fremde ſteht 
unter dem Schutze des Reichs. 

N Abſchnitt Yul. Die Gewähr der Verfaſſung. 

Art. l. b. 188. Der Reichsvorſtand leiſtet auf die Reichsverfaſſung 
folgendes eidliches Gelöbniß: „Ich ſchwöre das Reich und die Rechte des 
deutſchen Volkes zu ſchirmen, die Reichs⸗Verfaſſung aufrecht zu erhalten 
und ſie gewiſſenhaft zu vollziehen. So wahr mir Gott helfe!“ Der Eid 
der Bevollmächtigten zum Fürſten⸗Kollegium lautet wie folgt: „Ich ſchwöre 
das Reich und die Rechte des deutſchen Volkes zu ſchirmen und die Reichs⸗ 
zu halten. So wahr mir Gott helfe!“ Die Eides⸗ 
leiſtungen geſchehen bei Einführung gegenwärtiger Verfaſſung vor den zu 
einer Sitzung bereinigten beiden Häufern des Reichstages. Bei ſpaͤterem 
Wechſel wird der Eid im verſammelten Fürſten⸗Kollegium abgelegt, und 
die darüber aufgenommene Urkunde dem nächſten Reichstage übergeben. 

$. 189. Die Reichsbeamten haben beim Antritt ihres Amtes einen 
Eid auf die Reichs- Verfaſſung zu leiſten. Das Nähere beſtimmt die 
Dienſtpragmatik des Reiches. . 

$. 190. Ueber die Verantwortlichkeit der Reichs⸗Miniſter ſoll ein 
Reichsgefetz erlaſſen werden. 

§. 191. Die Verpflichtung auf die Reichsverfaſſung wird in den 
Einzelſtaaten mit der Verpflichtung auf die Landes⸗Verfaſſuag verbunden 
und dieſer vorangeſetzt. 

Art. I. F. 192. Keine Beſtimmung in der Verfaſſung oder in den 
Geſetzen eines 
ſtehen. a 
. 193. Eine Aenderung der Regierungsform in einem Einzelſtaate 
kann nur mit Zustimmung der Reichsgewalt erfolgen. Dieſe Zuſtimmu 

muß in den für Aeuderungen der Reichsverfaſſung vorgeſchriebenen Ful 
men gegeben werden. 5 1 

Art. III. 8. 195. Abänderungen in der Reichsverfaſſung können nur 
auch, einen Beſchluß beider Häuſer und mit Zuſtimmung ſowohl des 
Reichsvorſtandes, als des Fürſten⸗Kollegiums erfolgen. Zu einem ſolchen 
Beſchluß bedarf es in jedem der beiden Häuſer: 1) Der Anweſenheit von 
wenigſtens zwei Dritteln der Mitglieder; 2) zweier Abſtimmungen, zwi⸗ 
ſchen welchen ein Zeitraum von wenigſtens acht Tagen liegen muß; 3) 
einer Stimmenmehrheit von wenigſtens zwei Dritteln der anweſenden Mit⸗ 
glieder bei jeder der beiden Abſtimmungen. 

Art. IV. F. 195. Im Falle des Kriegs oder Aufruhrs können die 
Beßtimmungen der Grundrechte über den Gerichtsſtand, die Preſſe, Ver⸗ 
haftung, Hausſuchung und Verſammlungsrecht von der Reichsregierung 
oder der Regierung eines Einzelſtaates für einzelne Bezirke zeitweiſe außer 
Kraft geſetzt werden; jedoch nur unter folgenden Bedingungen: 1) Die 
Verfügung muß in jedem einzelnen Falle von dem Geſammt⸗Miniſterium 
des Reiches oder Einzelſtaates ausgehen; 2) Das Miniſterium des Reis 
ches hat die Zuſtimmung des Reichstages, das Miniſterium des Einzel⸗ 
ſtaates die des Landtages, wenn dieſelben zur Zeit verſammelt find, ſofort 
einzuholen. Wenn dieſelben nicht verſammelt find, fo müffen bei ihrem 
Zuſammentreten die getroffenen Maßregeln ihnen ſofort zur Genehmigung 
vorgelegt werden. Weitere Beſtimmungen bleiben einem Reichsgeſetz vor⸗ 
behalten. Für die Verkündigung des Belagerungszuſtandes bleiben bis da⸗ 
hin die bestehenden geſetzlichen Vorſchriften in Kraft. 


der inneren Verwaltung und der Rechts- 


Einzelſtaates darf mit der Reichsverfaſſung in Widerſpruth 


= 


Entwurf eines Geſetzes, 
betreffend 


e Dal hauſe. 
$. 1. Wähler iſt jeder ſelbſtſtändige unbeſcholtene Deutſche, welcher das 25ſte 


$. 6. Wählbar zum Abgeordneten des Völkshauſes iſt jeder unbeſcholtene 
Deutſche, welcher das 30 Lebensjahr zurückgelegt und, feit mindeſtens 3 Jahren 
einem deutſchen Staate angehört haã t. „ fen 
77% Perſonen, die ein öffentliches Amt bekleiden, bedürfen zum Eintritt in 
'olkshaus keines Urlaubs, haben aber die Koſten ihrer amtlichen, Stellper⸗ 
ae | jen mim 19 ai un eien 
9. En jedem Einzelſtaate find Wahlkreiſe von je 100,000 Seelen der 
ach der letzten Voltssahlung vorhandenen Bevöl 
r 


N kerun nau bilden. Nang 
t ſich in einem Einzelſtggte bei de Bildung der Wahlkreis ein 


9. Ergi 


ucberſchuß von wenigſtens 50,00 Seelen, fo if hierfür ein deſonderer Wahlkreis 


zu bilden. Ein Ueberſchuß von weniger als 50,000 Seelen iſt 
äßig zu vertheilen. 


4 Kleinere Staaten mit eller Bevölkerung von weulgſtens 50,000 


J. Seelen bilden einen Wahlkreis. Dieſen ſoll die Stadt Lübeck gleichgeſtellt 
den. Diejenigen Staaten, welche keine Bevölkerung von 50,000 Sbglen n haben, 
werden mit anderen Staate 17 


nach Maßgabe der Re 


sWahlmatrikel zur Bilvung 
von Wahlkreiſen zuſammengelegt. 8 5 


ſitz haben und heimathsberechtigt ſein. 


F. 11. Die Wahl IR indirekt. Die Urwähler wählen Wahlmänner, und 
dieſe wählen den Abgeordneten. 88 885992 


12. Die Wahlkreiſe zerfallen in Wahlbezirke behufs det Wahl der Wahl⸗ 5 


männer. 3 
$. 13. 
demſelben zur Zeit der Wahl und 


Wer das Wahlrecht in einem Wahlbezirke ausühen will, muß in 


Er muß außerdem auf Exfordern nach⸗ 
daß er mit der letzten Rate der von ihm zu zahlenden direkten Staats⸗ 
Rückſtande iſt. Der Standort der Soldaten und Militairperſonen 
Wahl ohne Rückſicht 
In den Staaten, wo 


weiſen, f 
ſteuer nicht im 
des ſtehenden Heeres gilt als Wohnſitz und berechtigt zur 
auf Heimaths⸗ Berechtigung und Dauer des Wohnſitzes. 

Landwehr boſteht, tritt für dieſe 
ige, welche ſich zur Zeit der 
hres Aufenthalts für ihren Heimatsbezirk wahlen. 


überlaſſen. j 5 
§. 14. Die Wähler werden behufs der Wahl der Wahlmänner in drei Ab⸗ 


theilungen getheilt. Jede Abtheilung wählt ein Drittheil der zu wählenden 


Wahlmänner. 11 A 3 
1 §. 15. Die Bildung der Abtheilungen erfolgt nach Maßgabe der von den 
und zwar in der Art, daß 


Die Geſammtſumme wird berechnet: 1114131 
a) gemeindeweiſe, falls die Gemeinde einen Bezirk für ſich bildet oder in meh⸗ 


meinden oder Bezirke, in welchen keine oder nicht alle landublichen diretten 


1% . 19. 
fein 


sinn O wandten und 


0% > 0 97 56 nent machung. Ju 
„ Zufolge Rücktritts des“ bisherigen Ober ⸗Bürger⸗ 


meiſters in den Staatsdienſt iſt zur anderweitigen 
Wahl dreier Allerhöchſten Orks zu präſentirenden Kan⸗ 
didaten für das erledigte Amt eines Ober = Bürger: 
meiſters unferer Stadt ein Termin auf 2 
‚39° 901992 den sten Juli Waal ann 
angeſetzt. 2 Stettin, den Züſten Mai 1849 
1 Stadtverordnete zu Stettin 
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000508 Ent ban d. 1 ug e u. Um nion 7 ‚ur .2 
Heute Nachmittag um 3 Uhr iſt meine geliebte Frau, „Anzeigen derm 


gebe Rehwaldt, von 


ſeit mindeſtens 3 Jahren ſeinen feſten Wohn⸗ | 


dahin eine Ausnahme ein, daß Landwehrpflich⸗ 
Wahlen unter den Fahnen befinden, au dem Orte 
Die näheren Anordnungen 
zur Ausführung dieſer Beſtimmungen bleiben den Regierungen der Einzelſtaaten 


üblich iſt, eine ſchwimmende Küche einrichtete. 


i kommen, erzählen, Herr Hermann Metternich, aus den Frankfurter Sept 
tagen als Barrikadenheld bekannt, befinde ſich als Militairkommiffar in Hei 


1 


t ö unden bier und guswärtig zur Nach⸗ 
richt. Stettin, den fen Juni 18499. Di: bes 
De Lehrer Carl Dicko w. 


1136 Au kt 1 o me n. . be auif dich 


Juni c., Vormittags 9 Uhr, e WR 


. einem geſunden und kräftigen Der Unterzeichnete beabſächtigt, feine pieſtge amtliche 
Mägdlein glücklich entbunden. Dies allen lieben Ver⸗] Stellung mit 600 Thlr. E be A ern 


Jerlapkammphrs nine oe 


— Auf dem Criminalgeriht haben geſtern vor den Geſchwornen d; 
öffentlichen Gerichtsverhandlungen gegen den aus We An Be 
des vorigen Sommers hinreichend bekannt gewordenen Conditot Nale 
begonnen. Karbe iſt beſchuldigt, einer der Urheber der Vorgänge geweſ e 
zu fein, welche am Abend des 31. Oktober vor dem Schauſpieſhauf 119 
dem damaligen Sitz der Natfonalverſammlung, ſtattgefunden gabe Mi 
ihm zugleich iſt ein Klempnermeiſter Bülow angeklagt, welcher der viele 
Vorgangen eine minder wichtige Rolle ſpielt, da er nur nebenher an jene 

Abend mit einer Fackel Unfug verübt haben ſoll. Die Gerichtsperhand. 
lungen werden vorausſichtlich vor heute Abend nicht beendigt fein. Geſtern 
wurden nur die Zeugen verhört, deren Zahl an 40 beträgt, 17 
wird wohl das Plaivoyer und die Berathung der Geſchwornen ſtattfinden. 
Als Staatsanwalt fungirt Herr Brohm, als Defenſor Herr Juſtiz Kom⸗ 
miſſarius Dehcks, als Präſtd. des Gerichtshofes Hr. Direktor Harraſſowiz 
Gegen Karbe traten geſtern mehrere ziemlich erhebliche Belaſtungszeugen 
auf. Beſonders nachtheilig ſchien es aber für denſelben zu wirken, als fi 

aus feinen Vorakten ergab, daß er ſchon zweimal, nämlich 1) wegen Be- 
truges mit 8 Wochen Gefängniß, und 2) wegen wiederholter Schändung 
zweier ſeinem Unterricht und ſeiner Erziehung anvertrauter junger Midchen 

und wegen Anfertigung eines falſchen Atteſtes mit 2½ Jahr Zuchthaus 

und Unfahigkeit zu allen Ehrenämtern, ſo wie mit Verluſt der Nation. 

Kokarde rechtsttäftiz beſtraft iſt. Dennoch ſcheute ſich Karbe nicht, geſtern 
in der Gerichtsverhandlung öffentlich zu behaupten: er fühle eine Iuſpi⸗ 
ration Gottes in ſich, handle auf Befehl Gottes und ſei von Gott geſen⸗ 
det, um für die wahre Freiheit des Volkes aufzuſtehen und zu Kämpfen! 


„Stralſund, 29. Mai. Unſere junge, 600 Mann ſtarke Marine, die 
letzt in den reizenden Gewäſſern bei Putbus auf der Juſel Rügen ht 
ebungen hält, nimmt bei der umfaſſenden Ausbildung ihrer Mirkfamtel 
— getragen durch die dieſen Leuten inwohnende körperliche Kraft und ll ih 
tigkeit ſeemanniſcher Auffaſſung — einen erfreulichen Aufſchwung. . 
man Gelegenheit gehabt hat, dieſe jungen Seeleute mit dem Sufanterte 
Gewehre licher und präcis erereiren zu ſehen, fo muß man auf ihrem ge⸗ 
wohnten Elemente, dem Meere, auf ihren Kauonenböten ihre Thätigkeſt 
Führung eines klaͤftigen, taktmäßigen Ruderſchlages, ſowie ese 
den Uebungen mit dem Enterbeile und Enterhaken, ihre beſondere Or 
wandtheit hierin bewundern. Auch iſt es erfreulich, zu ſehen, wie fi nel 
dieſe Seeleute bei der Einübung mit den Wurfgeſchoſſen fertig il 
denn die bisyerigen Schießübungen gaben bereits das Reſultak, daß on 
25 Schuſſen 21 das Ziel erreicht haben. Nur muß man Waere 
der gute Eifer dieſer Seeleute andererſeits durch die bei dieſer Leben t 
erforderliche Belöſtigungsweiſe bis jetzt noch nicht hat aufgemuntert . 


können, was wohl der Neuhtit bei Einrichtung ſolcher Marine⸗Lages mit 


zuzuſchreiben fein mochte, Wie man, mehrleitig erfahrt, iſt dem in! 
wohnbaften. Gaſthofbeſitzer zum Fürſtenhöfe, Herrn Lejeune, die 2 A 
gung. dieſer königlichen Marine Soldaten übertragen; wenn deſſen Befühl 
gung in Verſorgung der table d’höte eines Bade⸗Salons nicht in Abrehe 
zu ſtellen fein möchte, ſo ſind die anforderungen zur Beköſtigung von Set 
leuten und Badegaͤſten wohl füglich als Extreme zu bezeichnen. Berüſ 
ſichtigt nan, daß der unausgeſetzte Aufenthalt auf der See mehr, Nah 
rungsſtoff, beſonders bei Anstrengungen, wie ſolche durch Führung „det 
Ruberbote und oben angeführte Exereitien, erfordert: ſo würde die Hauke 
ſorge der leitenden Behörden beſonders darauf hinzulenken ſein, daß die 
ſowohl auf den Käuffahrtei⸗ als Kriegsſchiffen üblichen Portionen 10 
Speiſekarten zur Norm dienen müßten, um den phyſiſchen, Anforderungz 
unſerer jungen Marine ebenfalls zu genügen. Unbemerkt kann man nichl 
laſſen, daß ein großer Theil der Matroſen auf den Kauffahrteiſchiffen al 
Koche ausgebildet iſt und es unker dieſen Umſtänden noch viel leichter g 


bei Militair, ſein würde, die in den Kaſernen und ſonſtigen 


F Kain. ene, eee . roßen Qugt 
tieren ubliche Menage⸗Wirthſchaft einzuführen, wenn man die 10 0 I 
derlichen Apparate aufitellte oder, wie die dies bei mehreren Küftenflotien 

= (Eonfl 00 


win 


Alls det preisen Pfalz, 28. Mal. Neifende, die ale 9 0 f 


ſolk“ zu bezwingen, nur leere Kaſſen finde, es dürfe an den nöthigen Geld 
teln zu einem erneuten, von der Schweiz aus zu organiſirenden Aufſtande N 
Gutsbeſitzer aus der bairiſchen Pfalz rathen, ne mi 
10 
den 


„er werde theuter werden, es ſei ſchön eine ganz erkleckliche Meng 
i or. | e „Volks⸗Erhebungen“ in DA 
und der Pfalz ruhig ausbrennen, man ſollte dieſe halts und bob eee 
zu. 
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Ich hiermit einen Jeven, nicht ni 
der meiner ge ihren Namen libas u porg I 
ei kwir für keine gapfihg einſehen? „ Woh 
Stettin, den aten Juni 1849“ % ga wee 


